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Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


57. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 20. Februar. 
10 Uhr. Am Miniſtertiſch Graf zu Eulenburg und zahlreiche Com⸗ 


miſſarien. 
Vor der Tagesordnung giebt Abg. Hundt von Hafften die Erklä⸗ 
rung ab, daß er mit ſeinen neulichen Aeußerungen über die Landräthe 


im Kreiſe Samter keineswegs die Integrität derſelben habe angreifen 


wollen. 
Die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Studirenden, giebt nur beim § 6 Anlaß zu einer län⸗ 
eren Debatte. In dieſen Paragraphen hat das Herrenhaus bekanntlich die 
Vorſchrift aufgenommen, 15 die von Gerichten gegen Studirende erkannte 
Freiheitsſtrafe bis zu zwei Wochen auf Antrag der gerichtlichen Behörden 
auf dem akademiſchen Karzer verbüßt werden kann. Dieſe Vorſchrift hatte 
chon in zweiter 1 Widerſpruch erregt. Die Abgg. Dirichlet und 
elle bekämpfen dieſen aße der eine Vorſchrift des Strafvollzuges ent⸗ 
alte; der Strafpollzug ſei reichsgeſetzlich geregelt, und eine Abänderung 
deſſelben vorzunehmen, ſei das Haus nicht competent. . 
Die Abgg. Fiebiger und v. Meyer (Arnswalde) befürworten dieſen 
Saß, der die Studenten im Intereſſe ihrer Moralität vor ſchlechter Gemein⸗ 
ſchaft ſchütze; man müſſe in dieſem Falle auf die in ihrer Vorbildung be 
griff ee Jugend Rückſicht nehmen. , a ! 5 
bg. Koͤhler (Göttingen): Wenn eine Univerſitätsgerichtsbarkeit noch 
beſtände, ließen ſich die angeführten Geſichtspunkte wohl in Erwägung neh: 
men; fie ſei aber reichsgeſetzlich aufgehoben. Die Karzerſtrafe fei keine Ge⸗ 
fängnißſtrafe im Sinne des Reichsgeſetzes; er könne ſagen, er habe auf dem 
aa die vergnügteſte Zeit zugebracht. (Heiterkeit.) 
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Windthorſt (Meppen) vertheidigt den vom Herrenhauſe gemach⸗ 
ten Zuſatz; als er in Göttingen ſtudirte, pepörte es zum Studententhum, 
in der Neujahrsnacht die Laternen zu zerſchlagen (Heiterkeit), und mancher 
müßte ſich wohl die Frage vorlegen, ob er der Stadt Göttingen nicht aus 
jener Zeit noch Schadenerſatz ſchuldig ſei. Sollten die Studenten deswegen 

leich mit Spitzbuben zuſammengeſperrt werden? Das ſei ein Exceß der 

galité (Widerſpruch und Beifall). Wunderbar ſei es, daß die alten Herren 
oben in der Leiziger Straße mehr Rückſicht auf die jugendlichen Verhältniſſe 
genommen hätten, als es hier verſchiedene Abgeordnete thun, obgleich wir 
doch der Jugend näher ſtehen. (Große Heiterkeit.) Uebrigens handle es 
ſich gar nicht um einen Verſtoß gegen die Reichsgeſetze; der Strafvollzug 
werde Ber geändert, ſondern nur ein Local dem andern jubitituirt. 

Abg. Mommſen: Wenn die Strafe im Karzer vollſtreckt wird, ſo wird 

damit nicht nur eine Localität der anderen ſubſtituirt, ſondern man ſub⸗ 
ſtituirt damit virtuell eine andere Strafe. (Sehr richtig) Man will damit 
nur die abgeſchaffte Univerſitätsgerichtsbarkeit unter einem Mantelchen 
wieder einführen und zwar unter einem ſo durchſichtigen Mäntelchen, daß 
ein gewiſſenhafter Richter eine ſolche Strafpollſtreckung nicht wird dulden 
dürfen. (Sehr richtig!) Es ſei allerdings lebhaft zu wünſchen, daß man 
den verſchiedenen Bildungsgrad bei der Strafvollſtreckung berückſichtigt, aber 
das ſei nur bei einer allgemeinen Regelung des Strafpollzuges möglich. 
Bis dahin müſſen wir — ſoweit ich die Anſicht von Profeſſoren und Stu: 
denten kenne — ein ſolches Vorrecht zurückweiſen. Sie drängen uns ein 
Privilegium auf, wir verbitten es uns. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Dr. Lasker: Ich muß conſtatiren, daß das Juſtizminiſterium heute 
nicht vertreten iſt, trotzdem dieſer Paſſus entſchieden gegen die Reichsgeſetze 
verſtößt. Ich bitte Sie, nicht einer Stimmug folgend ein unheilvolles Bei⸗ 
er für die Zukunft zu geben. Ein gewiſſenhafter Richter würde, auf die 

eichsgeſetzgebung verweiſen, dieſer Vorſchrift keine Folge geben; Sie wollen 

aber ſogar der Verwaltung die Entſcheidung geben, ſo daß nicht einmal 
ein richterliches Urtheil herbeigeführt werden kann. Was das Amüſement 
angeht, ſo mag die Karzerſtrafe leichter ſein, aber wenn Jemand vor Gericht 
bei der Vorfrage: ob ſchon beſtraft? erklärt: Mit 14 Tagen Gefängniß, aber 
verbüßt im Karzer“, ſo wird das Urtheil über ihn dadurch in nichts ver⸗ 
ändert. (Abg. v. Meyer⸗Arnswalde: Doch!) Ja, es mag ja ſolche Standes⸗ 
vorurtheile geben, wie ich z. B. gehört habe, daß die Mitglieder des Ober⸗ 
tribunals es als ihrem Stande nicht entſprechend betrachteten, mit Waldeck 
auf einer Bank zu ſitzen; aber rechtlich find ſolche Vorurtheile doch beden⸗ 
tungslos. Der Student ſoll deswegen noch nicht mit Dieben und Betrügern 
zuſammengeſperrt werden, denn es iſt geſetzlich feſtgeſtellt, daß die jugend: 
lichen Gefangenen möglichſt iſolirt werden ſollen. 1 

Geh. Rath Göppert: Ich kann nur conſtatiren, daß der Juſtizminiſter 
im Herrenhauſe durch ſeinen Commiſſarius die Erklärung abgegeben hat, er 
erachte Bi: Beſtimmung für rechtlich unzuläffig, weil ſie mit dem Reichs⸗ 
geſetz in Widerſpruch ſteht. (Hört!) Dieſe Anſicht des Miniſters iſt nicht 
geändert und wird von meinem Chef, dem Cultusminiſter, getheilt. (Hört!) 

Ahg. Gneiſt conſtatirt, daß nach feinen Erfahrungen die Anſichten des 
— Mommſen von der ihm bekannten akademiſchen Jugend nicht getheilt 
würden. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung bemerkt Abg. 
Lasker, wenn die Regierung erklärt habe, daß dieſe Beſtimmung den 
Reichsgeſetzen widerſpreche, ſo könne ſie das Geſetz nicht publiciren. 
€ 40 Windthorſt (Meppen): Die Sorge dürſen wir der Regierung 

erlaſſen. f 

In der Abſtimmung wird dieſer Paſſus mit 135 gegen 115 Stimmen 
aufrecht erhalten. Für denſelben ſtimmen die Ultramontanen, die Conſer⸗ 
bativen, die Polen, und von den Nationalliberalen 1 2 Schmidt 
(Stettin), Schröter (Barnim), Kiepert, Witt (Bogdanowo), Witte (Schweidnitz), 
Kieſchle, Gneiſt, u. Zimmermann, v. Sybel, Mahraun, Burg, Jacoby, 
ns und Sachſe. i 

Im $ 15 wurde der geſtern abgelehnte erſte Abſatz in folgender Faſſung 
wieder aufgenommen: Ein Studirender kann von den ihm in dieſer Eigen⸗ 
sc zuſtehenden Rechten durch Entſcheidung des Senats ausge⸗ 

chloſſen werden, ſo lange gegen ihn ein gerichtliches Strafverfahren wegen 
eines Verhrechens oder Vergehens ſchwebt, wegen deſſen auf den Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann. 

Dies iſt die ede heute beſchloſſene Aenderung. Nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung muß in dieſem Falle eine Zuſammenſtellung gemacht und gedruckt 
werden, ehe die definitive Abſtimmung erfolgt; eine ſofortige Abſtimmung 
2 5 iſt nur möglich, wenn kein Mitglied des Hauſes 

erſpricht. 

Abg. Lasker erhebt dieſen Widerſpruch und hält ihn aufrecht, trotzdem 
ihm der Abg. Windthorſt (Meppen) bemerkt, daß der Widerſpruch beinahe 
ausſehe, wie Aerger über eine erlittene Niederlage. — Der Präſident theilt 
mit, daß er ſofort eine Zuſammenſtellung anfertigen und noch im Laufe der 
heutigen Sitzung vertheilen laſſen werde. 5 

Das Haus genehmigt darauf den 3 betr. die Heſſiſche 
Brandverſicherungs⸗Anſtalt in Kaſſel nach den Beſchlüſſen des 
Herrenhauſes erklärt eine Reihe von Petitionen für ungeeignet zur Be⸗ 
rathung im Plenum und erledigt einige Petitionen von localem Intereſſe 
nach den Anträgen der betreffenden Commiſſionen. 

nzwiſchen iſt die vom Abg. Lasker geforderte Zuſammenſtellung fertig 

Nec und pertheilt und das Haus genehmigt den Geſetzentwurf, betr. die 
echtsverhältniſſe der Studirenden mit dem betreffenden Paſſus 

im $ 6 und der Aenderung im § 15. — Der Entwurf muß nochmals an 

das Herrenhaus gehen. 8 . 

Schluß 12% Uhr. Nachſte Sitzung Freitag 10 Uhr. (Wahl eines 
Mitgliedes zur Staatsſchuldencommiſſion; Petitionen.) 


Herrenhaus. 17. Sitzung vom 20. Februar. 

12 Uhr. Am Miniſtertiſche: Graf Stolberg, Hobrecht, Leonhardt, May⸗ 
bach, Graf zu Eulenburg und mehrere Commiſſarien. 

Das Haus ſetzt die vorgeſtern abgebrochene Debatte über den Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Erweiterung der durch das Geſetz vom 
N 20. April 1869 für das Anlage⸗Capital einer Eiſenbahn von 
Finnentropüber Olpe nach Rothe⸗Mühle im Biggethale über: 
nommenen Zinsgarantie fort. 72555 El 
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Handelsminiſter Maybach: Ich habe mich dieſer Vorlage gegenüber 
trotz der Befürwortung des Abgeordnetenhauſes ſehr ſteptiſch verhalten, 
aber objective Gründe haben mich für dieſelbe günſtig geſtimmt. Die 
Bergiſch⸗Märkiſche Bahn hat ein ſehr ſecundäres Intereſſe an dieſer Bahn, 
die ihr förmlich unter einer ganz anderen finanziellen Conſtellation aufge⸗ 
zwungen worden iſt. Die Bergiſch⸗Märkiſche Bahn hat auch im Gegenſatz 
zu vielen anderen Bahnen viele im gemeinen Intereſſe nöthige Unterneh⸗ 
mungen ohne jede Staatsunterſtützung gebaut. Nur die Ruhr⸗Siegbahn 
bildet darin eine Ausnahme, aber zu dieſer ſind Staatszuſchüſſe nicht mehr 
nötbig. Zudem iſt auch bei den Verhandlungen über dieſe jetzt in Rede 
ſtehende Sackbahn weder von der Staatsregierung, noch von der Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft ganz correct verfahren worden. Die Regierung hat auch ſtets 
die Geſellſchaft gedrängt, den Bau auszuführen und die königl. Direction, 
welche die Bahn verwaltet, iſt einem Druck von oben zugänglicher als eine 
Privatdirection. Ich würde aber auch die Vorlage gebracht haben, wenn 
die Bahn ſich in einer Privatverwaltung befände. Das nicht fertige Stück 
der Bahn Finnentrop⸗Rothe⸗Mühle iſt gerade das befruchtende für die ganze 
Strecke und meiner Meinung nach kann bei dem Vermögensſtande der Ge⸗ 
ſellſchaft dieſes Stück aus ihren eigenen Mitteln — ohne Beihilfe des 
N 1 75 — nicht gebaut werden. Ich bitte Sie deshalb, die Vorlage an⸗ 
zunehmen. 

Theune glaubt, daß viele moraliſche Gründe vorliegen, daß der Land⸗ 
tag, nachdem er in dieſer Angelegenheit einmal A geſagt hat, nunmehr 
auch B jagen müſſe. Ihm ſchließen ih der Regierungs⸗Commiſſar Geh. 
Rath Frölich, Bredt, v. Dechend und Graf Brühl an, während von 
Simpſon⸗Georgenburg, Graf Rittberg und d. Senfft⸗Pilſach 
für die Verwerfung der Vorlage plaidiren. f 5 

Das Haus nimmt ſodann das Geſetz unverändert an. Die Petition 
der Magiſtrate der Städte Mehlſack und Wormditt i. Pr., welche bitten, 
ſich für den Bau einer normalſpurigen Secundärbahn von Braunsberg 
über Mehlſack, Wormditt, Guttſtadt nach Allenſtein zu verwenden, wird auf 
den Antrag des Referenten der Petitions⸗Commiſſion v. Simpſon⸗Geor⸗ 
genburg der Regierung mit dem Erſuchen überwieſen, die Petition bei 
Prüfung der aus anderen Kreiſen des Regierungsbezirks Königsberg vor⸗ 
liegenden ähnlichen Anträge mit in Erwägung zu gehen. } 

Sodann erklärt das Haus auf den Antrag des Frhrn. v. Tettau in 
Uebereinſtimmung mit dem Abgeordnetenhauſe den geſetzlich vorgeſchriebenen 
Bericht über die Verwaltung des Hinterlegungsfonds im Jahre 
3 ua, die Mittheilungen des Finanzminiſters vom 31. Januar 1879 

r erledigt. 

Mehrere Petitionen um Erlaß eines Dotations⸗ und Penſionsgeſetzes 
für die Volksſchullehrer bezw. deren Hinterbliebene beantragt der Referent 
der Petitions⸗Commiſſion, Hausmann, der Regierung zur Berückſichtigung 
zu überweiſen. Das Haus tritt dem Antrage bei. 

Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag, 10 Uhr. (Rechtsverhältniſſe 
der Studirenden; Petitionen.) Der Präſtdent zeigt an, daß der Schluß 
der san für morgen, Freitag, 1 Uhr, im weißen Saale in Ausſicht ge: 
nommen iſt. 


0. C. Reichstags⸗Verhandlungen. 


6. Sitzung vom 20. Februar. 

12 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes von Hofmann, v. Bülow, ſpäter 
Graf Stolberg. f 

Bei der Wahl des zweiten Vicepräſidenten, die heute zunächſt auf 
der Tagesordnung ſteht, werden 210 Stimmzettel abgegeben, von denen 11 
unbeſchrieben find, bleiben 199 giltige Stimmen, abſolute Majorität 100; 
davon haben erhalten Abg. Dr. Lueius 122, v. Seydewitz 75, 2 Stimmen 
zerſplittern ſich. Der Abg. Dr. Lucius nimmt die Wahl dankend an und 
bittet um die Nachſicht des Hauſes, deren er bedürfen wird, wenn er in den 
Fall kommen ſollte, die ihm übertragene Function auszuüben. 

Das Haus tritt nunmehr in die erſte Berathung des Handelsver⸗ 
trages zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn ein. 

Bundes⸗ Bevollmächtigter Staatsſecretar b. Bülow: Die Gründe, aus 
denen die Reichsregierung eine Verlängerung des Vertrages mit Oeſterreich 
von 1868 für nothwendig erachtete, ſind von Ihnen ſchon in der vorigen 
Sommerſeſſion gebilligt worden. Ich hoffe, daß auch die Verlängerung, 
welche im Juni v. J. für die Zeit vom 1. Juni v. J. bis 1. Jauuar d. J. 
vom Reiche und Oeſterreich⸗Ungarn vereinbart worden iſt, Ihre nachträg⸗ 
liche Anerkennung finden wird. Wir würden ſchon früher, nachdem dieſe 
Verlängerung ſtattgefunden, in die Verhandlung über das getreten fein, 
was nach ihrem Ablaufe an die Stelle des Vertrages treten ſollte, wenn 
nicht innere und äußere Schwierigteiten während der Sommermonate eine 
eingehende Verhandlung über die nothwendige gemeinſchaftliche Grundlage 
unmöglich gemacht hätten. — Dieſe Schwierigkeiten wurden erſt Anfang 
September, wenn auch nur theilweiſe gehoben und ſeiidem haben die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den Höfen von Wien und Berlin theilweiſe ſchriftlich 
durch Austauſch der Vorſchlaäge über die Grundlage unausgeſetzt ſtauge⸗ 
funden, theilweiſe wurden ſie aufgehalten durch innere Schwierigkeiten, über 
die wir nicht Herr waren. . 

Während Deutſchland die einfache Verlängerung auf ein Jahr haupt⸗ 
ſächlich in Ausſicht nahm, wurde öfterreichiſcherſeits dies als nicht thunlich 
abgelehnt. andererſeits aber die Abſchließung eines Vertrages in Anregung 
gebracht, der nicht blos die nothwendigen Fragen, ſondern auch weitere 
Vereinbarungen über andere Fragen verlangt. Bei dieſer Verſchiedenheit 
des Standpunktes war man in der Grundbedingung einig, die engen freund⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen, welche Oeſterreich und Deutſchland glücklicherweise 
verbinden, auch bei dieſer ſchwierigen Angelegenheit als maßgebend zu be⸗ 
trachten, zur Anerkennung zu bringen und den unerwarteten Uebergang 
von einem verfaſſungsmäßigen Zuſtande in einen verfaſſungsloſen zu ver⸗ 
bindern. Wir haben bis in die elfte Stunde, ich möchte jagen bis nach 
der elften Stunde an dem Wunſch nach einer Verlängerung feſtgehalten, 
der auch mit der Durchführung des öſterreichiſch⸗ungariſchen autonomen 
Tarifs mit dem 1. Januar d. J. nicht ausgeſchloſſen wurde. Wir begeg⸗ 
neten jenem dankenswerthen Entgegenkommen der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Regierung in der Hauptſache, aber die Vorſchläge, welche von dort gemacht 
wurden, erſtreckten ſich weiter, als wir glaubten. es annehmen zu können. 
Sie gingen im Weſentlichen auf einen Vertrag, der von längerer Dauer 
und weitergreifendem Inhalt derjenigen Selbſtbeſtimmung und Selbſtſtändig⸗ 
keit der Entſcheidung präjuvicirt haben würde, welche für Deutſchland durch 
die Vorbereitung zu einer definitiven Geſetzgebung in Zoll⸗ und Handels⸗ 
fragen mehr wie je geboten wurde und ſich entſcheidend der Möglichkeit 
entgegenſtellte, einen förmlichen Handelsvertrag abzuſchließen. Dieſe Frei⸗ 
heit zu wahren. ſchien für die Reichsregierung noch wichtiger als Nachtheile 
abzuwenden. Deshalb nahmen wir den von Wien angeregten Mittelweg 
an, einen Vertrag auf ein Jahr abzuſchließen, welcher im Weſentlichen das⸗ 
jenige reſumirt, was ſchon im Jahre 1877 während mühevoller und lang⸗ 
wieriger Conferenzen in Wien vereinbart worden war. , 

In Betreff der Beſtimmungen und Tarifgeſetze, über welche damals eine 
r erzielt war, wurde die Clauſel der Meiſtbegünſtigung ge: 
macht. Wir ſtanden damals wenige Wochen vor dem 1. Januar. Eine 
Verlängerung auf ganz kurze Zeit wär nicht mehr thunlich, und ſo hatten 
wir die Wahl, entweder alle jene wichtigen Intereſſen, die Sicherſtellung 
von Handel und Verkehr gegen die Anwendung des neuen öſterreichiſchen 
Tarifs in verſchärfter Form, die Unſicherheit, die daraus erfolgt wäre, die 
Stellung, die andere Handelsſtaaten zu Oeſterreich genommen, den Ver⸗ 
edelungsverkehr, der für Deutſchland von großer Wichtigkeit geworden, alle 
dieſe Intereſſen zu gefährden, oder aber abzuſchließen, wie und wann wir 
konnten. Der Vertrag wurde Anfang December verhandelt, Mitte Decem⸗ 
ber unterzeichnet und dem Bundesrath zur Genehmigung vorgelegt und 
dem Kaiſer in der letzten Stunde zur Natification unterbreitet, ſo daß dieſe 
am 31. December ausgetauſcht werden konnte und am 1. Januar d. J. der 
Vertrag in Kraft treten konnte. Daß alles dies ohne Genehmigung dieſes 
Hauſes geſchah, müſſen wir bedauern, glauben aber, daß es durch die Lage 
der Sache und die auf uns laſtende Verantwortlichkeit gerechtfertigt war. 
Die Reichsregierung hat ſich nie verhehlt, daß ße das auf ihre Verantwor⸗ 


Expeditien: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche e Monti 
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tung that, hat aber auch die öſterreichiſche Regierung darüber nicht in Zweifel 
gelaſſen, daß bei den von uns übernommenen Verpflichtungen ein factiſch⸗ 
wichtiger verfaſſungsmäßiger Factor fehlte, namlich die Genehmigung des 
Reichstages. Oeſterreich, welches das Glück hatte, feine legislativen Fackoren 
rechtzeitig zur Stelle zu haben, acceptirte mit dem freundſchaftlichen Ent⸗ 
gegenkommen, von dem es uns auch bei dieſer Gelegenheit dankenswerthe 
Beweiſe gegeben hat, unſere Erklärung, gab dabei aber der Erwartung Aus⸗ 
druck, daß ſo ſchnell als möglich dieſer Mangel ergänzt würde. Deswegen 
bat Se. Majeſtät den Reichstag früher, als ſonſt vielleicht nöthig 920 
wäre, einberufen, und deswegen wird Ihnen der Vertrag ſchon jetzt mit der 
dringenden Bitte vorgelegt, durch ſeine Genehmigung unſer im Intereſſe der 
wichtigſten Handels⸗ und Verkehrsintereſſen des Reichs gegebenes Wort ein⸗ 
zulöſen und das Proviſorium — etwas anders iſt es nicht, was erreicht und 
Waal) werden konnte — bis Ende des Jahres aufrecht erhalten werde. 
(Beifall. 2 

Abg. Dr. Delbrück: Der Herr Staatsſecretair des auswärtigen Amtes 
hat in ſeinen einleitenden Worten die Signatur des jetzt vorliegenden Ver⸗ 
trages gegeben. Nach langen Verhandlungen, nach Erſchöpfung verſchie⸗ 
dener Combinationen it man zuletzt vor die Alternative geſtellt worden: 
entweder Vertragsverhällniſſe gänzlich aufhören zu laſſen, die mehr als ein 
Vierteljahrhundert zum beiderſeitigen Beſten . hatten, oder einen 
Nothvertrag, ein Proviſorium abauichliehen, welches wenigſtens einige von 
den Verhältniſſen aufrecht erhielte, die durch die früheren Verträge begründet 
waren. Es iſt nach meiner 10 0 anzuerkennen, daß bei der vorhandenen 
Sachlage, auf deren Geneſis ich nicht weiter einzugehen habe, jetzt die ver⸗ 
bündeten Regierungen vor dieſer Alternative ſtanden und meines Erachtens 
bat der Reichstag allen Grund, den Weg zu billigen, welchen die verbün⸗ 
deten Regierungen dieſer Alternative gegenüber gewäblt haben, den Weg, 
einmal beſtehende Vertragsverhältniſſe nicht ablaufen zu laſſen, nicht zu 
zerreißen, ſondern fie, wenn auch an einem ſchwachen Faden, fortzuſpinnen. 
Bei dieſer Anſicht leitet mich weniger die Rückſicht auf das, was wir im 
vorliegenden Vertrage von den früheren Verträgen erhalten haben. Wir 
haben ſeit dem 1. Januar 1854 zu Oeſterreich in ſo intimen handelspoliti⸗ a 
ſchen Beziehungen geſtanden, wie zu keinem anderen Lande. Ich glaube, 
daß überhaupt ein jo enges handelspolitiſches Verhältniß, wie es zwiſchen 
Deuiſchland und Oeſterreich durch den Vertrag von 1853 begründet, und 
in den Verträgen von 1865 und 1868 fortgeſezt wurde, einzig in der Ge⸗ 
ſchichte der e hy bi Beziehungen europäiſcher Staaten daſteht. 
Dieſes Verhältniß hatte ſeine natürliche Begründung einmal in dem that⸗ 
ſächlichen Umſtande, daß die längſte Zollgrenze, welche beide Länder haben, 
eine gemeinſchaftliche iſt, und dann in der vielfach ſich ergänzenden Pro⸗ 
duction beider Länder auf landwirthſchaftlichem und gewerblichem Gebiete, 
in mannigfachen nationalen und perſönlichen Beziehungen. 

Der Umfang, in dem es gelang, dieſe Verhältniſſe in gegenſeitig befrie⸗ 
digender Weiſe zu ordnen, wurde durch den Umſtand begünſtigt, daß, als 
dieſe Ordnung begann, Oeſterreich von einem lange Jahre feſtgehaltenen 
Syſtem der nur durch den Schleichhandel moderirten Production zu einem 
freieren Handelsſyſtem überging. Deutſchland oder der Zollverein iſt da⸗ 
mals in gleichem Sinne entgegengekommen und der Vertrag vom Jahre 
1853 wurde auf gegenſeitig ausſchließender Begünſtigung abgeſchloſſen. er 
machte ſpäter den Verträgen vom Jahre 1865 und 1868 Platz, welche dern 
Haupffahe nach von ſolcher Begünſtigung abſehen. Der große Werth aller 
dieſer Verträge für die beiderſeitigen Induſtrien und Productionen lag aber 
darin, daß jedes Mal für eine lange Reihe von Jahren, für eine zwölf⸗ 
jährige Periode den beiderſeitigen Industrien abſolute Sicherheit gegeben 
wurde gegen eine Störung des beſtehenden Zuſtandes (Hört! Hörth, di es 
abſolut, ſei es relativ im Verhältniß zu den anderen Nationen. Ich lege 
auf dieſe Sicherheit, dieſe Stabilität einen viel größeren Werth als auf die 
Höhe des einzelnen Zollſatzes. (Sehr richtig!) Denn ver Gewerbeunter⸗ 
nehmer, der im Auslande Geſchäfte von Umfang und Dauer machen will, 
bedarf dazu eines nicht unbedeutenden Aufwandes. Auf derlei Geſchäfte 
kann ſich die Induſtrie nicht einlaſſen, wenn ſie nicht die Gewähr hat, 
unter denſelben Bedingungen eine längere Zeit fortarbeiten zu können, 
unter denen fie die Geſchäfte begonnen hat. Unter ſolchen für beide Theile 
günſtigen Bedingungen hat die Induſtrie und die geſammte Production 
Oeſterreichs und Deutſchlands ſich in dem letzten Vierteljahrbundert ent⸗ 
wickelt und ergänzt. Der gegenſeitige Waarenaustauſch wird im Jahre 
mindeſtens 1% Milliarde betragen haben und ich bedauere, daß die Eigen⸗ 
thümlichkeit unſerer Statiſtik es nicht geſtattet, mehr als in ſehr allgemeinen 
Zahlen die Entwickelung dieſes Verkehrs für die einzelnen Induſtrien nach⸗ 
zuweiſen. Während der Dauer des Vertrages vom Jahre 1853 war dieſer 
Nachweis ſehr leicht zu führen, denn bei dieſer beſtehenden ausſchließenden 
gegenſeitigen Begünſtigung hatte es keine Schwierigkeiten zu conſtatiren, 
welche öſterreichiſche Erzeugniſſe in Deutſchland und deutſche Erzeugniſſe in 
Oeſterreich eingeführt wurden. } 

Seitdem die ausſchließende Begünſtigung zum größten Theil fee 
iſt, fehlt jede Möglichkeit einer ſolchen Conſtatirung. Was in Oeſterreich 
aus dem Zollverein eingeht, enthält zugleich den größten Theil der Einfuhr 
Frankreichs, Belgiens, der Niederlande und Englands. Umgekehrt, aller⸗ 
dings in ſehr beſchränktem Maße, empfängt der Zollverein aus Oeſterreich 
Gegenſtände, welche dort nicht erzeugt oder hergeſtellt find. Mit dieſen 
Vorbehalten will ich für einige Nendnctien sieg die Zahlen angeben, 
wie ſich die Einfuhren in den erſten drei Jahren des Vertragsverhälkniſſes 
verhalten haben zu den Einfuhren in den Seen 1873—1875 nach den 
von dem ſtatiſtiſchen Reichsamt ermittelten Werthen. An Baumwollen⸗ 
waaren ſind aus Deutſchland nach Oeſterreich eingeführt in dem erſteren 
Triennium im Durchſchnitt für 261,000 Mark und in dem letzteren für 
9,732,000 M. (Hört! links), an Eiſen und Cifenwaaren in dem erſteren 
Zeitraum für 3,180,000 M., im zweiten für 22,500,000 M.; an Seiden⸗ 
waren in dem erſteren für 1,760,000 M., im zweiten für 7,110,000 M. 
an Wollmaaren im erſteren für 2,096,000 M., im letzteren für 18,648, 
Mark. Ich habe vier beſonders wichtige Productionszweige herausgegriffen 
Wenn ich auf die umfaſſende Wichtigkeit der Intereſſen zurückblicke, 10 liegt 
für meine Auffaſſung der Hauptwerth des vorliegenden Vertrages darin, 
daß er die Möglichkeit gewährt, die Grundlage ſich zu erhalten, auf der 
man zum Abſchluß eines neuen umfaſſenden Vertrages im Sinne der 
früheren Verträge gelangt. (Hört! links.) Ich kann der Anſicht des Stagts⸗ 
Secretärs nicht zuſtimmen, daß wir im Falle der ee des Ver⸗ 
trages in Oeſterreich ungünſtiger als nach dem allgemeinen Tarife be⸗ 
handelt wären. Der öſterreichiſche Tarif ſieht Zuſchläge nur in dem Falle 
vor, wenn ein anderes Land Oeſterreich anders behandelt, als die meiſt⸗ 
begünſtigten Nationen. Damit wäre zunächſt nur der Wegfall der Be⸗ 
günſtigung im Veredelungsverkehr eingetreten. Indeſſen wenn man einmal 
dahin gekommen iſt, mit einem Lande, mit dem man ſo unendlich wichtige, 
gemeinſchaftliche Intereſſen hat, in gar keinen vertragsmäßigen Beziehungen 
zu ſtehen, ſo liegt die Gefahr in der That ſehr nahe, daß aus dem 
Fehlen der Verbindung eine Entfremdung und aus dieſer ein Zuſtand 
entſteht, der ſehr leicht zu einem, natürlich nur handelspolitiſchen Kriege N 
führen könnte. . 5 fi 

Dies würde ich für ein für beide Theile ſehr beklagenswerthes Ergebniß 
gehalten haben und darin, daß ein ſolches Ergebniß vorläufig in die Ferne 
gerückt iſt, ſehe ich den Hauptwerth des vorliegenden Vertrages. Ich würde 
daher dieſem Vertrage unter allen Umſtänden zuſtimmen, ſofern nicht gn: 
überwiegende Bedenken dem entgegenſtänden und dies iſt nach meiner An 
ſicht nicht der Fall. Ich gehe in dieſer Beziehung auf die Hauptpunkte des 
Vertrages ein. Es ſind fünf: 1) die gegenſeitige Zuſage des Rechts der 
meiſtbegünſtigten Nationen; 2) der ne incl. des Leinenver⸗ 
kehrs an der ſchleſiſchen Grenze; 3) der Eiſenbahnverkehr; 4) das Zollcartell 2 
und endlich die proviſoriſche Inkraftſetzung des Vertrages. Die Verab⸗ 
redung über die gegenſeitige Behandlung auf dem Fuße der machen eli 
ten Nationen iſt aus den früheren Verträgen übernommen, wo ſie freili 


2 


durch den Conventionalvertrag eine ganz andere Bedeutung batte. Ohne 
Weiteres braucht man nicht einem Lande, mit dem man auch ſonſt in 


freundlichen Beziehungen ſtebt, handelspolitiſch das Recht der n a Te 
ſtigten Nationen einzuräumen. Deutſchland und der Zollverein hat dies 


bisher mit Recht nur unter beſtimmten Vorausſetzungen gethan, entweder 
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in einem Vertrage, der durch Vereinbarung eines Tarifes fir Deutſchland 
die Sicherheit gewährte, daß ſeine Einfuhren auf eine ſeinen Intereſſen ent⸗ 
ſprechende Weiſe geſchahen, oder wenn mit einem Lande pactirt wurde, das 
mit anderen Ländern einen ſolchen, von mir eben charakteriſirten Vertrag 
geſchloſſen hatte, oder endlich, wenn es ſich um ein Land handelte, das 
durch die ganze Geſchichte ſeiner Handelspolitik die nöthige Garantie dagegen 
Bewährte, daß der deutſche Handel Erſchwerungen und Beläſtigungen aus: 
eſetzt ſei. In Beziehung auf Oeſterreich liegt von dieſen drei Voraus⸗ 
etzungen allerdings keine vor. Ein Conventionaltarif mit Oeſterreich iſt 
nicht vereinbart; Oeſterreich hat mit einem anderen Lande einen umfaſſenden 
Conventionaltarif wenigſtens augenblicklich nicht abgeſchloſſen und die letzte 
Wendung der öſterreichiſchen Handelspolitik giebt keine Gewähr dafür, daß 
nicht die Neigung vorhanden wäre, auf dem betretenen Wege der Verkehrs⸗ 
erſchwerungen weiter fortzuſchreiten. 
Indeſſen meine ich, daß mit vollem Rechte im vorliegenden Vertrage die 


5 Meiſtbegünſtigungsclauſel aufgenommen iſt; denn ohne dieſe würde der 


Vertrag in meinen Augen kein werthvoller ſein. Schon heute hat Deutſch⸗ 
laud aus dieſer Meiſtbegünſtigungsclauſel Vortheil gezogen, indem im 
öſterreichiſch⸗italieniſchen Handelsvertrage für eine Anzahl von Gegenſtänden, 
die auch für Deutſchland von Intereſſe ſind, z. B. Fiſche, Butter, Käſe, 
Be aus Mehl, Seilerwaaren, glatte Seidenwaaren, Regen- und 

onnenſchirme eine Ermäßigung der Zollſätze des allgemeinen öſterreichiſchen 
Tarifs ſtattgefunden hat. Die verbündeten Regierungen haben alſo recht 
daran gethan, dieſe Meiſtbegünſtigungsclauſeln in den vorliegenden Vertrag 
aufzunehmen. Redner geht nunmehr auf den Veredelungsverkehr ein, der 
ſich in erheblicher Weiſe entwickelt habe, ſo daß es zu bedauern ſei, daß 
der Vertrag ihn nicht unerheblich beſchränke. Bisher war eine Beſtimmung 
nicht im Vertrage, daß die dem Veredelungsverkehr übergebene Waare 
wirklich ein eigenes Erzeugniß ſein ſolle; man nahm dies als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich an; wenn dies jetzt ausgeſprochen werden ſolle, ſo laſſe ſich nichts 
dagegen einwenden. Zu befürchten ſei nur, daß man in den Maßregeln 
ur Verhinderung des Mißbrauches zu weit gegangen ſei. In Oeſterreich 
achte man den Veredelungsverkehr gewöhnlich als ein gutes Geſchäft 
für Deutſchland; es haben aber Deutſchland wie Oeſterreich ein gleiches 

ntereſſe an demſelben. Wenn das öſterreichiſche Abgeordnetenhaus be⸗ 
chloſſen habe, der böſe Veredelungsverkehr ſolle doch bald aufhören, fo 
machte dieſe Reſolutien doch den Eindruck der beſtellten Arbeit; man wollte 
ſich ein Compenſationsmittel für die künftigen Verhandlungen ſchaffen. Die 
im Vertrage enthaltenen Beſchränkungen find ſehr zu bedauern, aber ich 
will glauben, daß die Unterhändler bei der nun einmal in den officiellen 
öſterreichiſchen Kreiſen gegen den Veredelungsverkehr herrſchenden Strömung 
nicht mehr erlangen konnten. Der ſchleſiſche Leinenverkehr iſt unter an⸗ 
deren Verhältniſſen entſtanden, als es noch keine Leinenfabrikation gab und 
als die chemiſche Bleiche noch nicht exiſtirte. Seitdem haben ſich dieſe Ver⸗ 


i ale vollſtändig geändert, die zollfreie Einfuhr von Leinewand zur 


leicherei iſt jetzt umgewandelt in eine Zollfreiheit der rohen Leinewand. 


Deshalb haben die verbündeten Regierungen die Fortdauer dieſes Zu⸗ 


ſtandes mit Recht auf ein enges Gebiet beſchränkt. Ich komme nun zum 


Eiſenbahnverkehr. Hier haben die früheren Verträge eine Reihe von Ver⸗ 
bollitändigungen erfahren, die gewiß im beiderſeitigen Intereſſe nützlich find. 
Man hat ſich die gleichmäßige Behandlung der beiderſeitigen Transporte 
für die Durchfuhr, ſowie für die Ein⸗ und Ausfuhr, die Publicität der Ta⸗ 
rife und der Refaktien zugeſagt. Von letzterer Zuſage wünſche ich nur, daß 
ſie vollſtändig ausgeführt werde. Man hat ſich die Repartirung der Landes⸗ 


währung auf den Eiſenbahnen, welche auf das Gebiet des anderen Staates 


Beſtimmung ausſprechen. 


* 
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haben, 


übergehen, die Desinfection der Viehwagen zugeſagt, und, was die Haupt⸗ 
ſache iſt, die Beſchlagnahme von Eiſenbahnwagen auf Grund von Forde⸗ 
rungen gegen ihre Eigenthümer ausgeſchloſſen. Ich muß mich für dieſe 
Die Beſitzer der bekannten öſterreichiſchen Priori⸗ 
täten haben ja ein vollkommen berechtigtes Intereſſe daran, daß ihnen die 
Objecte zur Befriedigung ihrer von den deutſchen Gerichten anerkannten 


Forderungen nicht entzogen werden; auf der andern Seite ſteht aber das 


eminente Intereſſe des allgemeinen Verkehrs, welches unbedingt gefährdet 


wird, mögen, wie dies factiſch vorgekommen iſt, die betreffenden öſtexreichi⸗ 


chen Bahnen an der Grenze die Umladung verlangen, mögen die Wagen 
bei uns arreſtirt und der Benutzung der deutſchen Bahnen entzogen wer⸗ 


den. Der internationale Verkehr beruht bei ſeiner jetzigen Entwickelung 


anz unbedingt darauf, daß die Eiſenbahnwagen über die Grenze hinüber⸗ 
2 und im Auslande nicht ihrer Beſtimmung entzogen werden. Das 
öffentliche Intereſſe iſt alſo das überwiegende, zumal den Betheiligten 
bei Entziehung der Beſchlagnahme nicht alle Befriedigungsobjecte ent⸗ 
zogen werden. 2 

Ich komme nun auf das Zollcartell, welches einfach aus dem früheren 


Verkrage aufgenommen tft: als Annex eines Vertrages, wie des vorliegen⸗ 


den, würde es in keiner Weiſe gerechtfertigt erſcheinen; denn einem ſolchen 
Vertrage wird man niemals ein Zollcartell anfügen. Hier aber gehört die 
Fortdauer des Zollcartells mit zu den in erſter Linie zu wahrenden Vor⸗ 
ausſetzungen, nämlich zur Continnität der gegenfeitigen handelspolitiſchen 
Beziehungen. — Die Dauer des Vertrages iſt der einzige Punkt, bei dem 
ich ſehr ernſte Bedenken habe, derentwegen ich jedoch nicht gegen ihn ſtimmen 
will. Ich meine nicht etwa, der Vertrag hätte auf lange Zeit geſchloſſen 
werden müſſen; aber hier iſt doch mit der Kürze zu viel geſchehen. Der 
Staatsſecretär des auswärtigen Amts bat gewiß mit voller Ueberzeugung 
erklärt, daß die Regierung mit Bedauern und aus zwingenden Gründen 
den Vertrag ohne Genehmigung des Reichstages in Wirkſamkeit ſetzen ließ. 
Ich beſtreite aber, daß ſolche zwingende Gründe porlagen, und frage mich: 
weshalb ſetzt man ſich nun von neuem in dieſe Lage? (Sehr richtig!) Der 
Vertrag läuft am 31. December d. J. ab, da iſt kein Helfen und kein 
Rathen; er kann nur durch einen neuen Vertrag verlängert werden. Nun 
ſind ja drei Eventualitäten, an die man gedacht hat, möglich. Man könnte 
erſtens ſagen: die Sache iſt vorläufig für ein Jahr über Waſſer gehalten, 
der Veredelungsverkehr iſt gerettet, es iſt dafür geſorgt, daß, wenn auch 
dieſer Vertrag abläuft, die jetzt unerledigten Geſchäfte abgewickelt ſind, und 
wir wollen dann mit Oeſterreich nicht weiter verbandeln. Wäre dies die 
Abſicht, fo hätte es in dem Artikel über die Dauer den vollkommen richtigen 
Ausdruck gefunden. Indeſſen nach Allem, was in der Denlſchrift zu leſen 
iſt, und was der Staatsſecretär von Bülow ſoeben geſagt hat, kann ich 
nicht glaubeu, daß die verbündeten Regierungen am 31. December 1879 
kein Vertragsderbällniß mehr mit Oeſterreich haben wollen. * 

Wenn es nun die Abſicht iſt, ein viel umfaſſenderes Vertragsverhältniß 
an die Stelle dieſes treten zu laſſen, fo frage ich mich: Wie tft man dazu 
gekommen, eine ſolche Verabredung auf dieſe Dauer zu treffen? Sei es, 
daß man bis zum 31. December d. J. über einen Vertrag einig wird, was 
ich nicht für wahrſcheinlich halte, ſei es, daß man in Ermangelung einer 
ſolchen Einigung den hier vorliegenden Vertrag prolongiren will, immer 
würde es nahe gelegen haben, die Dauer des Vertrages bis zum 1. Juli 
oder bis zum 1. April zu beſtimmen. Dann bätte man ein neues Arrange⸗ 
ment, ein großes oder kleines, mit Oeſterreich treffen und vor der Boll: 
ziehung dem Reichstag zur Genehmigung vorlegen können. Ich glaube, 
daß die verbündeten Regierungen ein entſchiedenes Intereſſe daran haben, 
den Reichstag nicht für den Zweck eines ſolchen Vertrages oder gar der 
Prolongirung deſſelben außerordentlich im December zuſammenzuberufen und 
eben ſo wenig ohne die Zuſtimmung des Reichstages einen ſolchen Vertrag 
in Wirkſamkeit zu ſetzen. Es fehlt mir alſo die Einſicht, weshalb man den 
Vertrag nur bis zum Schluß dieſes Jahres geſchloſſen hat. Indeſſen dieſe 
Bedenken werden mich nicht beſtimmen, gegen den Vertrag zu votiren. Ich 
komme endlich auf die proviſoriſche Inkraftſetzung des Vertrages. Es würde 
allerdings kaum zu der Bedeutung der Sache im Verhältniß geſtanden 
wenn man zur Genehmigung dieſes Vertrages, der im Weſentlichen 
nur eine Fortführung der beſtehenden Verhältniſſe iſt, den Reichstag im 
December berufen hätte. Der Reichstag braucht daraus, daß dies nicht 
geſchehen iſt, kein Bedenken herzuleiten, und ich ſtelle den Antrag, den Ver⸗ 
trag nicht an eine Commiſſion zu verweiſen, ſondern im Plenum weiter zu 
berathen. (Beifall.) } RESTE 

Graf Udo Stolberg (Raſtenburg): In ſehr vielen Punkten bin ich mit 
dem Vorredner einverſtanden. Zwar dürfen die allgemeinen politiſchen 
Verhältniſſe mit den handelspolitiſchen Beziehungen nicht vermengt werden; 
wenn wir aber mit einem Nachbarlande politiſch eng befreundet find, fo 
gereicht es uns zur beſonderen Befriedigung, mit ihm auch auf dem neu⸗ 
tralen volkswirthſchaftlichen Gebiete freundſchaftliche Beziehungen zu pflegen. 
Ich halte es mit dem Vorredner für wünſchenswerth, wenn es gelänge 
nach Ablauf dieſes Vertrages einen Vertrag auf längere Dauer, womöglich 
mit einem Conventionaltarif — dieſe letztere Möglichkeit hängt auch von 
dem Entgegenkommen der öſterreichiſchen Regierung ab — abzuſchließen. 
Aber die Regierung iſt gezwungen geweſen, dieſen proviſoriſchen Vertrag 
abzuſchließen und ihn ſofort in Kraft treten zu laſſen; er konnte aber nur 
in Kraft treten, ſoweit er nicht mit allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
in Widerſpruch trat. Es iſt ja controvers, ob es im Allgemeinen für 
Deulſchland nützlich und zweckmäßig iſt, Verträge mit der Meiſtbegunſtigungs⸗ 
Saul wie fie im $ 2 ſich vorfindet, abzuſchließen. Wenn der Vorredner 
im Intereſſe des Handelsſtandes die Stabilität der Beziehungen als das 
Nothwendigfte anerkannt bat, fo ſcheint mir die Meiſtbegünſtigungsclauſel 


nicht empfehlenswerth, denn fie macht die Verhältniſſe ſchwankend, je nach⸗Thronrede zu äußern. 
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dem ein anderer Staat mehr oder weniger bi Anftigt wird. Soweit es ſich 
um einen Vertrag zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich handelt, ſcheint mir 
aber die Meiſtbegünſtigungsclauſel für beide Theile vortheilhaft zu ſein. 
Die Hauptſache iſt aber, daß die Beſtimmungen des Zolltarifes ni urch 
die Eiſenbahntarife illuſoriſch gemacht werden. (Sehr richtig! rechts.) Dur 
die Beſtimmungen des Artikel 15 ſind allerdings die Ausnahm etarife noch 
nicht beſeitigt, aber wir haben doch jet den Vortheil, daß wir jetzt in der 
Lage ſind, den Schaden überſehen zu können, welcher uns durch dieſe Tarife 
zugefügt wird. Bekanntlich beitebt ein ausgedehnter Tarif für den unga⸗ 
riſch⸗, ſpeciell galiziſch-deutſchen Holzverkehr, der 400 deutſche Stationen 
umfaßt und durch den unſere Production namentlich in Schleſien und 
Sachſen auf das Empfindlichſte geſchädigt wird. 

Was die im Vertrage ausgeſchloſſene Beſchlagnahme der Eiſenbahn⸗ 
wagen angeht, ſo kann dieſe Beſtimmung des Art. 17 erſt in Kraft treten, 
wenn der Vertrag durch unſere Zuſtimmung ſeine volle Rechtsgiltigkeit er⸗ 
langt hat. Der Artikel 17 enthält einen Eingriff in das Privatrecht, der 
allerdings gerechtfertigt iſt, wenn ein öffentliches Intereſſe vorliegt; das 
letztere kann man darin finden, daß eine Beſchlagnahme von Eiſenbahn⸗ 
wagen ein Verkehrshinderniß bilden könnte. Aber könnte dieſes nicht ander: 
weitig beſeitigt werden? Wenn man die Beſchlagnabme aufrecht erhält, 
können allerdings die öſterreichiſchen Wagen nicht durchlaufen, nicht zu uns 
über die Grenze kommen; daraus folgt aber noch nicht, daß alle Güter um⸗ 
geladen werden müſſen. Die deutſchen Eiſenbahnen haben einen Ueberfluß 
an rollendem Material, welches in Folge des Rückganges der Induſtrie 
nicht gebraucht wird; es können unſere deutſchen Wagen doch nach Oeſter⸗ 
reich fahren und, wenn dieſe Klauſel aufgehoben würde, glaube ich, würden 
unſere Wagen den internationalen Verkehr vermitteln. Ich führe das an, 
weil dieſe Beſtimmung hauptſächlich ein Vortheil für Oeſterreich iſt; ich 
hoffe, vaß die Regierung dieſe Angelegenbeit ſo regeln wird, daß auch die 
deutſchen Intereſſenten zu ihrem Rechte kommen. enn der zollfreie Roh⸗ 
leinenverkehr an der ſchleſiſchen Grenze, der durch dieſen Vertrag eingeſchränkt 
iſt, zu Mißbräuchen geführt hat, ſo muß ich doch den Wunſch ausſprechen, 
daß die zollfreie Ausfuhr von Rohleinen in Zukunft ganz befeittgt werde. 
Wenn der Vorredner endlich die Dauer des Vertrages bemängelt hat, ſo 
muß ich ſagen, daß der Vertrag nur ein Proviſorium ſein ſoll, die Zeit⸗ 
dauer mußte eine ſehr kurze ſein, denn nur unter dieſer Vorausſetzung 
konnte der Vertrag annehmbar ſein. Wenn ich die Vortheile und Nachtheile 
vergleiche, ſo komme ich zu dem Reſultate, daß ſie ziemlich balanciren, wenn 
ich auch das perſönliche Gefühl habe, daß die Vortheile auf Seiten Oeſter⸗ 
reichs etwas größer ſind. Wenn auch nicht alle unſere Wünſche erfüllt ſind, 
ſo kann man doch der Regierung daraus keinen Vorwurf machen, denn nach 
Lage unſerer Zollgeſetzgebung fehlt es uns an ausreichenden Compenſa⸗ 
tionen. Wenn ein Vertrag überhaupt zu Stande kommen ſollte, ſo iſt er⸗ 
reicht, was erreicht werden konnte, und wir können den Vertrag ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur nachträglich genehmigen. 

Abg. Richter (Hagen): Meine politiſchen Freunde nehmen den Ver⸗ 
trag an, weſentlich aus dem Grunde des Herrn Delbrück, um den letzten 
ſchwachen Faden nicht abreißen zu laſſen, den derſelbe in den vertrags⸗ 
mäßigen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn noch 
darſtellt. Die Kritik gegen dieſen Vertrag muß ſich weſentlich richten gegen 
das, was er gegen die früheren Verträge nicht bringt. Der Vertrag iſt kein 
Tarifvertrag, wie ſolche 25 Jahre beſtanden haben zum beiderſeitigen Beſten 
der Staaten, wie Herr Delbrück mit Recht ſagt. Der Umfang dieſes Ver⸗ 
trages entſpricht nicht entſernt dem Umfang der wechſelſeitigen Handels⸗ 
beziehungen. Während uns das Nichtzuſtandekommen eines eigentlichen 
Vertrags mit tiefem Bedauern erfüllt, ſetzt der Herr Staatsſecretär des 
Auswärtigen fait nur geſchäftlich kühl auseinander, welchen Gang die Ver: 
handlungen äußerlich durch die Regiſtratur genommen haben. Vielleicht 
kommt dies daher, daß ein ſolcher Vertrag hier eingeführt wird zum erſten 
Mal durch den Staatsſecretär des Auswärtigen und nicht durch den 
handels-politiſchen Vertreter des Kanzlers. Es iſt darum ein doppelt glück⸗ 
licher Umſtand, daß aus der Mitte des Hauſes der objectiv⸗ſachliche Rahmen, 
iu dem uns ſolche Verträge früher von der Regierung vorgeführt wurden, 
eine Ergänzung gefunden hat; allerdings iſt unſere Statiſtik auf die heutige 
Wirthſchaftspolitik noch nicht eingerichtet; wo alle Welt bisher einen Wald 
und keinen Sumpf erblickt hat, iſt man noch nicht dazu übergegangen, die 
einzelnen Bäume zu zählen. Aber ſchon aus den iſterreichiſchen Ziffern 
eninehme ich, daß die deutſche Ausfuhr nach Oeſterreich von 1864 bis 
1872/75 von 171 auf 457 Millionen Mark Werth, alſo nahe auf das Drei⸗ 
fache gewachſen iſt, a 0 h 

Eine im „Reichsanzeiger“ veröffentlichte Statiſtik thut dar, daß ſelbſt 
von 1866/681877 die deutſche Ausfuhr um 83 Procent, die öſterreichiſche 
Einfuhr um 20 Procent geſtiegen iſt. Es wird darin nachgewieſen, daß 
wir weſentlich Halb: und Ganz⸗Fabrikate nach Oeſterreich ausführen, da⸗ 
gegen vorzugsweiſe Rohſtoffe und Verzehrungsgegenſtände von Oeſterreich 
einführen. Gerade darum hat unſere Induſtrie an einem Tarifvertrage 
mit Oeſterreich ein ganz beſonderes Intereſſe; man braucht hier nur in der 
Lauſitz herum zu hören, um zu erfahren, wie z. B. die Exportwperhältniſſe 
der Wolleninduſtrie durch den erhöhten öſterreichiſchen Tarif geſchädigt wer: 
den. Bei Verminderung des Exports muß ſich unſere Induſtrie um ſo 
mehr auf Branchen des deutſchen Verbrauchs werfen. Durch Verſchärfung 
der Concurrenz hierbei übertragen ih die Schäden auf die geſammte in- 
ländiſche Induſtrie. Der erſte Herr Redner hat mit einer Reſerve, die ich 
vollſtändig verſtehe, es unterlaſſen, zu unterſuchen, durch weſſen Schuld es 

ekommen iſt, daß die Verhandlungen mit Oeſterreich ſchließlich auf einen 

Punkt kamen, wo man nur vor der Alternative ſtand entweder dieſer dürf⸗ 
tige Vertrag oder gar kein Vertrag. Wo der größere Theil der Schuld iſt, 
weiß ich nicht, das aber weiß ich, daß ein guter Theil der Schuld auf die 
deutſche Regierung fällt. Allerdings hat unſere Regierung den Tarifver⸗ 
trag noch auf 1 Jahr verlängern wollen, aber was ſollte die Oeſterreicher 
veranlaſſen, darauf einzugehen? Waren wir doch ohnehin nicht in der Lage, 
Oeſterreich einen erhöhten Tarif entgegenzuſtellen, während es den ſeinigen 
fertig hatte. Oeſterreich verlangte daher auch Sicherungen über dieſes Jahr 
binaus, um zu erkennen, daß dies einzelne Jahr blos zu Ruſtungen gegen 
es verwandt werden würde. Das hat unſere Regierung abgelehnt, weil, 
wie fie jagt, fie die Freiheit der Ahwendung von Nachtheilen vorzieht. 
Nun, vorläufig haben wir die Nachtheile, die Freiheit hat nur eine formelle 
Bedeutung und bringt uns vielleicht noch andere Nachtheile dazu. 

Als man bei Oeſterreich die Verlängerung beantragte, erklärte gerade 
der Kanzler in dem veröffentlichten Briefwechſel mit Herrn von Varnbüler, 
daß man eher einen autonomen Tarif herbeiführen wolle, bevor man ſich 
auf neue Handelsverträge einläßt. Unter der unklaren, widerſpruchsvollen 
Wirthſchaftspolitik des Kanzlers in den letzten Jahren konnte ein Tarif⸗ 
vertrag von ſolcher Bedeutung überhaupt nicht neu zu Stande kommen. 
Auf dem Boden eigener Anſchauung, welche jeden zollfreien Eingang ledig⸗ 
lich als ein Opfer Deutſchlands betrachtet, wachſen ſolche Verträge über⸗ 
haupt nicht. So iſt denn unſere Induſtrie vollſtändig in das Unſichere 

eſtellt, Capitalanlagen und Unternehmungen ſind überaus gewagte Ge⸗ 
chäfte geworden. Schwer find unſere Ausfuhr ⸗Intereſſen bedroht auch 
anderen Ländern gegenüber; die deutſche Ausfuhr nach Belgien ſtieg nach 
belgiſcher Berechnung von 1865 bis 1877 von 67 auf 197 Millionen Fres., 
die deutſche Ausfuhr nach Frankreich in derſelben Zeit von 155 auf 373 
Millionen. Die deutſche Ausfuhr iſt aber weſentlich eine ſolche von In⸗ 
duſtrie⸗Erzeugniſſen, das weiß man im Lande noch viel zu wenig, es werden 
höchſtens für 400 Millionen Mark Fabrikate in Deutſchland eingeführt, da⸗ 
gegen für mindeſtens 800 Millionen Mark Fabrikate aus Deutſchland aus: 
geführt; der überwiegenden Einfuhr von Rohſtoffen und Verzehrungs⸗ 
gegenſtänden verdanken wir wejentlih die Möglichkeit, jo viel Fabrikate 
ausführen zu können. Darin beruht der Segen unferer bisherigen Handels: 
politik. (Sehr richtig!) Während die deutſche Eiſeninduſtrie von 1865 nur 
33 pCt. der inländiſchen Conſumtion deckte, führen wir heute 6 Millionen 
Centner mehr Eiſen aus, als an Eiſen eingeführt wird. Gewiß iſt unſere 
Induſtrie jetzt in einer mißlichen Lage, es ſtände aber noch ſchlimmer um 
ſie, wenn die Handelsverträge ihr nicht die Ausfuhr ſo weit frei gemacht 
hätten; die Gründe der mißlichen Verhältniſſe liegen, wie die Thronrede 
noch vom 30. October 1876 und vom 20. r 187 ü 
vorgehoben hat, in allgemeinen Verhältniſſen, die nicht einen einzelnen 
Staat betreffen und welche der Staat zu beſeitigen nicht die Macht hat. 

Ausdrücklich iſt die günſtige Wirkung der Handelstarifverträge auch noch 
1876, nachdem die Kriſis eingetreten war, anerkannt worden vom Enquetes 
Ausſchuß, den der deutſche Hanvelsvertrag zur Erforſchung der Wirkung 
der Handelsverträge eingeſetzt hatte. (Redner verlieſt aus dem Enquete⸗ 
Bericht, daß der bei Weitem größte Theil der 102 Handelskammergutachten 
mit lebhaften Worten den großen Nutzen der Handelsverträge anerkannt 
und deren günſtigen Einfluß auf Handel und Induſtrie hervorgehoben hat.) 
A hat noch die Thronrede vom 16. Februar 1878 die günſtige 
Wirkung der ſeither beſtandenen Verträge mit Oeſterreich⸗Ungarn anerkannt, 
um ſo befremdender iſt das abſprechende Urtheil, welches die neueſte Thron⸗ 
rede über die deutſche Zollpolitik ſeit 1865 und deren Ergebniſſe fällt. Die 
Thronrede arte aber unter Verantwortlichkeit des Reichskanzlers. Die aller: 
höchſte Perſon ſteht daher für mich ganz aus der Frage, wenn ich mein 
Recht gebrauche, als Abgeordneter mich über die bezüßlichen Stellen der 
Im Gegenſatz zu der objectiv⸗ſachlichen Haltung, die 
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wir an unſeren Thronreden gewohnt find, begegnen wir hier an den 
welche über die bisherige Zollpolitik handeln, einer beſonderen Schärfe; ich 
kann wohl ſagen, daß auch in weiteren Kreiſen, als den mir nahe ſtehenden, 
dies, um mich milde auszudrücken, einen nichts weniger als günſtigen Ein⸗ 
druck gemacht hat. Es kommt ja mehrfach in den Staaten vor, daß nach 
Regierungs⸗ oder Miniſterwechſeln entgegengeſetzte Syſteme zur Geltung 
kommen, in Deutſchland hat man es noch mehr wie in anderen Ländern 
vermieden, ſolchen Wechſel in officiellen Kundgebungen allzu draſtiſch hervor⸗ 
treten zu laſſen, vielleicht in der Annahme, daß dadurch die Regierungs⸗ 
gewalt an ſich, ihre Autorität den Beamten und weiteren Kreiſen des Pu⸗ 
blikums gegenüber nicht gewinnen könne. 

Unerhört aber iſt es bisher in Deulſchland und anderen Ländern geweſen, 
daß eine Regierung über ihre eigene Politik ein ſolches vernichtendes Urtheil in 
einer Thronrede fällt, wie es der Herr Reichskanzler in dieſer Thronrede ſeiner 
Wirthſchaftspolitik gegenüber gethan hat. Die Zeit ſeit 1865, über welche die 
Tbronrede als eine Verirrung urtheilt, iſt gerade dieſelbe, in welcher Fürſt 
Bismarck die Verantwortung hatte für dieſe Politik, zuerſt als Miniſter⸗ 
Präſident und Miniſter des Auswärtigen, ſpäter als Reichskanzler. Nun 
iſt es mir bei Wahlagitationen wohl begegnet, daß man es ſo darzuſtellen 
ſucht, als ob Fürſt Bismarck damals gerofermaßen nach Berlin gekommen 
ſei, wie ein unſchuldiger Mann vom Lande und ſei hier in Hände gerathen 
von falſchen Rathgebern, vielleicht von Söldlingen des Scoptenclubs in 


England. (Heiterkeit) Da hat denn der Herr Reichskanzler arglos und 


gutmüthig, wie er nun einmal iſt (Heiterkeit), allerlei Verträge unterſchrieben, 
deren Tragweite er nicht recht überſehen konnte. Herr v. Schorlemer⸗Alſt 
bat allerdings bei einer anderen Gelegenheit ausgeführt, daß ſolche Vor⸗ 
kommniſſe im gewöhnlichen Leben nicht ungewöhnlich ſeien und wollte daraus 
generell den Schluß ziehen, daß man ſolchen Leuten vom Lande die Fähig⸗ 
keit, gewiſſe Verträge abzuſchließen, überhaupt abſprechen ſolle. (Heiterkeit.) 
Die Frage der Einſchränkung der Wechſelfähigkeit wird uns ja wohl hier 
auch noch beſchäftigen, aber derartige Darſtellungen paſſen doch ganz und 
gar nicht auf die Perſon des Herrn Reichskanzlers und auf das wirkliche 
Sachverhältniß. Conſtitutionell richtig iſt es ja, zu ſagen, der König kann 
nicht Unrecht tbun und wo ein Fehler hervortritt, lommt dies daber, daß 
der Miniſter ihn nicht richtig informirt hat; aber dieſe Formel werden wir 
doch nicht anwenden laſſen auf das Verhältniß des Kanzlers zu den ihm 
untergebenen Beamten. (Hört! hört!) 

Wir wollen nicht eine Formel aufkommen laſſen, der Kanzler kann nicht 
Unrecht thun, und wenn der Fehler gleichwohl herportritt, fo iſt der Kanzler 
nur von feinem Reichskanzleramts⸗Präſidenten falſch informirt worden; aber 
auch thatſächlich träfe eine ſolche Formel hier nicht or Die Handelspolitik 
ſeit 1865 und die Handelsverträge ſind in der That und in erſter Reihe 
das Werk und Perdienſt des Fürſten Bismarck ſelbſt; das ſage ich nicht erſt 
heute, um gewiſſermaßen den alten Bismarck gegen den neuen auszuſpielen, 
ondern habe es zu allen Zeiten anerkannt. Am 23. September 1862 wurde 
Fürſt Bismarck preußiſcher Miniſterpräſident, der Handelsvertrag mit Frank⸗ 
reich, die Grundlage der ſpäteren Verträge, war von den Zollvereins⸗ 
regierungen noch nicht genehmigt, ſtieß vielmehr auf heftigen Widerſtand. Der 
Vertrag hatte das preußiſche Abgeordnetenhaus paſſirt und ſtand auf der 
Tagesordnung des Herrenhauſes in derſelben Sitzung, in welcher die Er⸗ 
nennung des Miniſterpräſidenten verleſen wurde und dieſer ſeine erſte Rede 
hielt. Grade dieſe Rede (welche Redner verlieſt), betont die entſchiedene 
Durchführung des Handelsvertrages in Uebereinſtimmung mit der geſamm⸗ 
ten Landesvertretung als eine Frage der materiellen Wohlfahrt des Landes; 
auch wenn nicht alle Zollvereinsregierungen zuſtimmten, müſſe der Vertrag 
zur Durchfübrung gelangen. Wenn vielleicht einer der früheren auswärti⸗ 
en Miniſter und nicht eine ſo kräftige energiſche Perſönlichkeit, wie der 

rſt Bismarck, dieſen Vertrag durchzuführen gehabt hätte, ſo bezweifle ich, 
daß es gelungen wäre. In unſer Aller Gedächniß lebt die Erinnerung, 
wie der Kanzler dieſelbe Vertragspolitit in der eee Zeit im Abgeord⸗ 
netenhauſe, im Zollparlament und Reichstage conſequent und überzeugungs⸗ 
treu durchführte und wie er noch am 28. November 1875 es als ſein Ideal 
Ae bezeichnete, den Zolltarif auf ganz wenige Finanzzölle zurück⸗ 
zuführen. 

Herr Lucius ſtand derart unter dem Eindruck dieſer Rede, daß er ſeine 
Partei gegen irgendwelche ſchutzzöllneriſche Neigungen entſchieden verwahrte, 
ſondern ausdrücklich erklärte, er wolle ſich mit den Freihändlern in Verbin⸗ 
dung ſetzen, um das Programm des Fürſten Bismarck durchzuführen. Aber 
die Freihändler waren nicht ſo freihändleriſch, um Angeſichts der wirth⸗ 
ſchaftlichen Kriſis Tarifumgeſtaltungen in freihändleriſchem Sinne vorzu⸗ 
nehmen. Das wiſſen wir ja Alle, daß dem Kanzler bis 1876 ein vortreff⸗ 
licher Rathgeber zur Seite geſtanden hat, aber das Zuſammenwirken beider 
Männer war ein ſolches, wie von zwei Männern, deren Ueberzeugungen 
ſich in jeder Beziehung decken. Zufällig habe ich am 26. April 1876 (dem 
Tage nach der Verabſchiedung des Miniſters Delbrück) darüber ein aus⸗ 
drückliches Zeugniß des Kanzlers provocirt; bei Gelegenheit der Verhand⸗ 
lungen über das Reichseiſenbahnproject hob ich ein Verdienſt des Miniſters 
Delbrück um die Zollvereinspolitik hervor und deutete an, es könnten dieſer 
Verabſchiedung Meinungsverſchiedenbeiten zu Grunde liegen. Sofort trat 
Bismarck auf, erklärte, es kämen hier nur Geſundheitsrückſichten in Frage, 
es habe zwiſchen dem Miniſter Delbrück und Sr. Majeſtät dem Kaiſer und 
zwiſchen Delbrück und ihm ſelber auch nicht der Schatten einer Meinungs⸗ 
verſchiedenbeit beſtanden. Für alle Zukunft bezeichnete er es als eine Un⸗ 
wahrheit, irgend eine Meinungsverſchiedenhbeit zwiſchen ihm und dem Mi⸗ 
niſter Delbrück als Grund der Trennung anzunehmen. Alſo hüte man ſich, 
ſich unter die Beſchuldigung einer ſolchen Lüge zu ſtellen. ( Heiterkeit.) Seit 
1876 iſt nun allerdings der Reichskanzler ein anderer geworden; Ende 1876 
erſchien er vor uns als Kampfzöllner, im Doms 1877 vertrat er den Stand: 
punkt des Reciprocitätszöllners, im Frühjahr 1878 wurde er einfacher Schutz⸗ 
zöllner und jetzt erſcheint er vor uns als ein Schutzzöllner, wie er ſonſt 
überhaupt nicht mehr vorkommt und vor dem es ſelbſt den eigentlichen 
Schutzzöllnern unheimlich zu werden anfängt. (Heiterkeit.) 5 

Der Herr Reichskanzler bietet Schutzzölle an, auch da, wo fie bisher kein 
Menſch verlangte, er bietet fie in ſolcher Höhe an, daß die Schutzzoll⸗ 
Agitatoren in ihren Maximalforderungen einſehen, zu beſcheiden geweſen 
zu ſein. Der Wahn des Kanzlers verfolgt den veränderten Cours mit ſolcher 
raſenden Vehemenz, daß die Mitfahrenden immer ängſtlicher werden, er 
könnte an irgend einem Prellſtein zum Sturz kommen. bemerke, daß 
Mancher, der anfangs gern mitfuhr, ausſteigen möchte und Mancher, der 
erſt nach dem 15. December einſtieg, iſt bereits ausgeſtiegen. (Heiterkeit.) 
Ja, mir kommt es ſo vor, als ob meine alten verehrten Gegner, die Eiſen⸗ 
ſchutzöllner, gern ausſteigen möchten, wenn ſie nur ihr beſonderes Bündel⸗ 
chen mit herausnehmen könnten (Heiterkeit), um ihr Schäfchen ins Trockene 
zu bringen und nachher unparteilſche Kritik gleich allen andern an den 
Kanzlerprojecten auszuüben. Wie ſich das weiter entwickelt, wird ſehr inter⸗ 
eſſant fein. Vom bloßen Standpunkt der Fortſchrittspartei aus könnte ich 
dem mit großem Behagen zuſchauen; man hat uns früher Peſſimismus 
vorgeworfen und jetzt zeigt ſich im Lande ein Peſſimismus, weit mehr, 
als wir ihn gerechtfertigt halten. Viele, die allzu ſehr geneigt waren, 
die Entwickelung des Reiches auf die Autorität des Kanzlers zu 
ſtellen, kommen davon ab und gewinnen unſere Ueberzeugung, daß 
dieſelbe auf Inſtitutionen und nicht auf Perſonen geſtellt werden 
müſſe. Doch die Partei iſt uns Form und Mittel, beſtimmte Zwecke zu er⸗ 
reichen; deshalb iſt unſer Bedauern und unſere Beſorgniß den gegenwar⸗ 
tigen Zuſtänden gegenüber nicht e e bei anderen Parteien. Wir 
bedauern es, daß die ſchweren am Haff einer langen Zeit für die 
Erleichterung unſerer internationalen Handelsbeziehungen vollkommen in 

rage geſtellt ſind; wir fühlen uns jetzt als eine echt conſervative Partei 
Lachen rechts), ja conferbatib iſt doch nicht immer nur dasjenige, was der 
anzler gerade will; wir wollen das poſitiv Errungene dem negativen 
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Wir fin nicht der Meinung, daß der Kanzler in den 17 Jahren feiner 
Handelspolitik das Gute zwar gewollt, aber das Böſe geſchaffen hat, fon: 
dern meinen vielmehr, der Kanzler hat in dieſer Zeit das Gute gewollt und 
das Gute geſchaffen (Sehr richtig) und ſtellen es uns zur Aufgabe, dieſes 
ute, Geſchaffene zu erhalten auch gegen den Kanzler. (Sehr richtig!) 
Aber nicht blos die wirthſchaftliche, ſondern auch die nationale Seite der 
Frage erfüllt uns mit großer Bejorgniß, es it ein Intereſſenkampf angeregt, 
viel ſchlimmer als der particulariſtiſche Kampf gegen den Gedanten der Ein: 
beit des Deutſchen Reiches. (Sehr wahr!) Es wird jetzt eine Propaganda 
in Scene geſetzt, geeignet, die Eintracht der Bevöllerung zu untergraben in 
einer Weiſe, daß, wenn fie unter dem Namen der Socialdemokratie geſchähe, 
ſie von der vollen Wucht des Socialiſtengeſetzes von 1878 getroffen würde. 
Herr v. Stauffenberg hat im vorigen Jahre gegen ſolche Agitation gewarnt, 
er meinte, ein Intereſſe verkaufe dabei das andere und ſchließlich werde die 
politiſche Freiheit mit verkauft. Er rief fein „videant consuſes“ aus, wir 
wiederholen den Warnungsruf nicht, weil wir zu den Conſuln hinter dem 
Regierungstiſche keinerlei Vertrauen baben. Aber Eins hoffen und erwar⸗ 
ten wir, daß der Reichstag und zuletzt das deutſche Volk die Kraft in ſich 


fühlen wird, das Vaterland vor der Gefahr zu bewahren und in der Kriſis 


zu ſchützen, in die es die Wirthſchaftspolitik des Kanzlers zu führen droht. 
(Beifall links.) a i a 
Abg. Hammacher: Der Vorredner hat jedenfalls darin Recht, daß die 


— 
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olitit, die unter Leitung des Fürſten Bigmarck mit dem deutſch⸗ franz. 
andelsvertrage inaugurirt wurde, jetzt verlaſſen werden zu ſollen ſcheint. 
enn er aber meint, daß bei dem grundlegenden Vertrag für den damali⸗ 

en Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten im Königreiche Preußen 
ediglich wirthſchaftliche Geſichtspunkie maßgebend geweſen ſeien, fe befindet 
er ſich mit der Geſchichte in eclatantem Widerſpruch. Es handelte ſich da⸗ 
mals vom Standpunkte der preußiſchen Politik darum, gegen Oeſterreich, 
welches Deutſchland mit Oeſterreich zu einem Zollverbande vereinen wollte, 
einen Gegenzug zu veranſtalten und 1 ſelbſt von Oeſterreich 
wirthſchaftlich zu trennen. Deshalb wurde bei dem deutſch⸗franzöſiſchen 

Handelsvertrag geradezu weniger Werth auf die Frage gelegt, ob die Han⸗ 

delstarif⸗Convention mit Frankreich den wirklichen Intereſſen Deutſchlands 

entſpricht, als auf die politiſche Seite der Frage. Ich würde unendlich 
beklagen, wenn Deutſchland dazu genöthigt würde, auf die Politik der 

Handelsverträge zu verzichten; aber, nach der Vergangenheit betrachtet, muß 

mir hier doch eine Kritik geſtattet werden. Es iſt als der größte Vorzug 

der Handelsverträge hingeſtellt worden, daß die Wirthſchafts⸗Elemente ſich 
auf dieſer Grundlage conſolidiren können. Wir Deutſche haben freilich den 
anderen Staaten keine Gelegenheit geboten, ſich darüber zu beſchweren, da 
wir unſere Tarife in die Höhe zu treiben ſuchten, oder daß wir nur dann be⸗ 
reit geweſen wären, ſie berabzuſetzen, wenn auch die contrahirenden Staaten 
daſſelbe thaten. Gerade das iſt das Eigenthümliche unſerer deutſchen ſo⸗ 
genannten Vertragshandelspolitik, daß wir, trotz des Vertragsverhältniſſes 
mit anderen Staaten, unſere Tarife einſeitig ſo herabgeſetzt haben, als ob 

Deutſchland bereits bei dem Syſteme der autonomen Tarife wäre. (Sehr 

richtig! 

Be wir aber, abweichend von den Traditionen anderer Länder, während 
conventionale Handelsverträge mit anderen Ländern beſtanden, einſeitig 
die Tarife bei der Einfuhr der Fabrikate und Producte aus anderen Län⸗ 
dern nach Deutſchland herabgeſetzt haben, ſo moͤgen wir uns nicht darüber 
wundern, wenn namentlich die deutſchen Induſtriellen nicht daran glauben 
wollen, daß auf der Grundlage von Handelsverträgen eine ſtabile Grund⸗ 
lage für die Production und die Verkehrverhältniſſe ſich daraus erwarten 
laſſe. Hätten wir nicht den großen Fehler gemacht, daß wir von 1868 bis 
1873 für wichtige Induſtriezweige unſeres Landes unbekümmert um die 
Politik anderer Länder die Zölle aufgehoben haben, wir würden heute 


nicht vor einem ſo unwiderſtehlichen und verderblichen Sturme der S 


Intereſſen unſeres Vaterlandes ſtehen. Daran hat auch der Reichstag 
Schuld. Auch ich bin mit dem Abgeordneten Richter von der Meinung 
durchdrungen, daß es dem Intereſſe unſerer wichtigſten Induſtrie⸗ 
weige entſpreche, ihnen für den Ueberſchuß ihrer Producte aus⸗ 
fandiſche Märkte zu ſchaffen, aber glaubt wohl Jemand, weil dies die 
wiſſenſchaftliche Ueberzeugung der beiten Männer in Deutſchland ift, daß 
deshalb andere Staaten auch praktiſch zur Abſchaffung ihrer Zölle über⸗ 
gehen werden. Dieſe Frage hat Aehnlichkeit mit der der ſtehenden Heere. 
Wenn es wirklich ein richtiger praktiſcher Satz wäre, daß die deutſche 
Induſtrie die Herabminderung der Zölle für die Einfuhr nach Deutſchland 
wünſchen müſſe, dann müßte ſich doch nothwendig bei unſeren deutſchen 
Induſtriellen zuerſt dieſe Ueberzeugung Bahn brechen. Gerade die deutſchen 
Industriellen, die zunächſt dabei betheiligt find, würden in erſter Linie der 
Anſicht des Abg. Richter ſein müſſen. Aber gerade das Gegentheil iſt der Fall. 

Bezüglich des vorliegenden Vertrages beklage auch 10 ſehr, daß es der 
deutſchen Regierung nicht gelungen, dieſe Zugeſtändniſſe von der öſterreichi⸗ 
ſchen zu erlangen und namentlich, daß die Vertragsdauer nur bis zum 
Ende d. J. vorgeſehen iſt. Schon heute weigern ſich die deutſchen Gerichts⸗ 
höfe im Widerſpruch mit dieſem Vertrage, die Execution gegen das öſter⸗ 
reichiſche Eiſenbahn⸗Betriebsmaterial = verbieten. Dieſer unerquickliche Zu: 
ſtand wird ſich wiederholen, wenn vor Ablauf dieſes Jahres eine Verlängerung 
dieſes Vertrages herbeigeführt werden muß, ohne daß der Reichstag vorher 
ſeine Genehmigung dazu ertheilt hat. Das unglückliche Syſtem der ge⸗ 
beimen Refactien, welche in keinem anderen Lande der Welt zum Schaden 
des Handels und Verkehrs jo entwickelt find, wie in Defterreih, werden nach 
dem Vertrage nicht allein unterſagt, ſondern auch unter Strafe geſtellt. Wie 
kann das bei uns und in Oeſterreich irgend welche Bedeutung haben, je lange 
nicht ein Strafgeſetz mit den Regierungen vereinbart iſt. Mit dem Abg. 
Delbrück bin ich darin einverſtanden, daß wir uns gewaltig täuſchen, wenn 
wir meinen, daß für die Geſtaltung der zukünftigen Verkehrsverhältniſſe 


zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich etwas Weſentliches erreicht ſei. Auch] K 


ich ertenne in dem Vertrage nur eine Nothbrücke, um nicht die auf Jahr⸗ 
zehnten beruhenden Beziehungen der Freundſchaft in wirthſchaftlicher Hinſicht 
u zerreißen. Nehmen wir den Vertrag an, er iſt das Beſte, was für die 
Interessen Deutschlands zur Zeit zu erreichen iſt. (Beifall) 

Um 4 Uhr vertagt das Haus die weitere Berathung bis Freitag 2 Uhr. 


Berlin, 20. Febr., [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Regierungs⸗ und Medicinal⸗Rath Dr. med. Pianka zu Marienwerder den 
Charakter als Geheimer Medicinal⸗Rath verliehen. f 

Dem Oberlehrer Hemmerling am Marzellen⸗Gymnaſium zu Köln ift 
das Prädicat „Profeſſor“ beigelegt worden. — Der Referendar Präſent 
aus Celle iſt zum Advocaten im Bezirk des königl. Appellationsgericht zu 
Celle mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Harburg ernannt worden. 

Berlin, 20. Febr. [Se. Majeftät der Kaiſer und König] 
nahm heute die Vorträge des Kriegsminiſters, Generals der Sn: 
fanterie von Kameke, ſowie des Chefs des Militär-Cabinets, General: 
Adjutanten von Albedyll, entgegen, und empfing im Laufe des Nach⸗ 
mittags den Beſuch Sr. Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit des 
Kronprinzen. . i 

[Ihre Majeftät die Kaiſerin⸗Königin! war geſtern Abend 
in der Kaiſerin⸗Auguſta⸗Stiftung in Charlottenburg anweſend. 

Heute trifft Se. Königliche Hoheit der Erbgroßherzog von Baden 
zum Beſuch bei den Kaiſerlichen Großeltern ein und nimmt Wohnung 
im Königlichen Palais. 

[Bei Sr. Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit dem 
Kronprinzen! fand geſtern Nachmittag um 5% Uhr ein Diner 
von 50 Gedecken ſtatt, zu welchem an den Oberſt-Kämmerer Grafen 
Redern, den General-Feldmarſchall Grafen Moltke, die Staats: 
Miniſter Dr. Falk, von Kameke, von Stoſch, Dr. Friedenthal, den 
General der Infanterie von Boyen, den Staatsſecretair Dr. Fried: 
berg, den General-Poſtmeiſter Dr. Stephan, die Präſidien des Herren⸗ 
hauſes und des Hauſes der Abgeordneten, ferner an Fürſt Pleß, 
Fürſt zu Salm, Fürſt Blücher, Fürſt Carolath und Fürſt Hatzfeldt 
Einladungen ergangen waren. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 20. Februar. [Dementis. — Landtagsſchluß. 
— Geſetzentwurf über die Tabaksbeſteuerung.] Offiziös 
wird geſchrieben; Wiederum bringt der Correſpondent der „K. 3.“ 
aus Rom und in ähnlicher Weiſe der römiſche Correſpondent engliſcher 
Blätter pofitive Nachrichten über den Stand der Verhandlungen mit 
Rom; dabei iſt immer von beſtimmten Punkten eines päpſtlichen Pro⸗ 
gramms und andererſeits von preußiſchen Forderungen ſowie von 
Modificationen derſelben die Rede. Allen dieſen mit eingeweihter 
Miene auftretenden Nachrichten gegenüber kann nur immer wieder 
conſtatirt werden, daß die Vorausſetzungen derſelben vollſtändig 
irrig ſind, denn die Verhandlungen haben bisher den Boden 
beftimmter Programme noch gar nicht gewonnen, wie dies auch vom 
Reichskanzler neulich vertraulich bemerkt worden iſt. — Die Behaup⸗ 
tung, der Reichskanzler habe gefordert, daß die Tarif⸗Commiſſion ihre 
Arbeiten bis zum 1. März beendige, entbehrt jeder Begründung. — 
In Betreff des Landtagsſchluſſes dürfte die königliche Botſchaft, welche 
die Häuſer zur Verabſchiedung nach dem weißen Saal ins königliche 
Schloß einladet, heut oder morgen durch den Grafen Stolberg dem 
Herrenhaus und dem Abgeordnetenhaus zur Kenntniß gebracht werden. 
— Wie bereits wiederholt erwähnt, iſt das Finanzminiſterium mit der 
Ausarbeitung des Geſetzentwurfs über die Tabaksbeſteuerung vor⸗ 
gegangen; wie wir geſtern bereits gemeldet, liegt der vollendete Ent⸗ 
wurf nunmehr dem Staatsminiſterium vor und wird in demſelben, 
ſobald die noch fehlenden Voten einzelner Miniſter eingegangen ſind, 
berathen werden. Die angenommene Steuer⸗Modalität iſt, wie be⸗ 
kannt, die Beſteuerung nach dem Gewicht. In Bezug auf die Ertrags⸗ 
höhe ſtellt ſich der Entwurf auf diejenige Baſis, welche im Bericht der 
Tabaks⸗Enquete⸗Commiſſion empfohlen worden iſt. 

[Verbote auf Grund des Reichsgeſetzes vom 21. Oct. 1878. 
Die Nr. 61 der in Philadelphia erſcheinenden, von der „Tageblatt⸗Publi⸗ 


5 Ruhr⸗Ztg.“ verhaftet worden. 
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Tageblatt.“ Die nicht periodiſchen Druckſchriften: n über den 
Normal⸗Arbeitstag.“ Ein ernſtes Wort an die Arbeiter von Chemnitz und 
Umgebung von Joh. Moſt. Im Selbſtverlage des Verfaſſers. Chemnitz 1871. 
„Neueſtes Proletarier⸗Liederbuch von verſchiedenen Arbeiterdichtern.“ Ge⸗ 
ſammelt von Pots Moſt. Dritte verbeſſerte Auflage. Chemnitz 1873. 

[Marine.] S. M. gedeckte Corvette „Bismarck“, 16 Geſchütze, Com: 
mandant Corv.⸗Capt. Deinhard, iſt am 8. December 1878 pon Funchal 
(Madeira) in See gegangen, ankerte am 12. Januar d. J. auf der Rhede 
von Montevideo d beabſichtigte am 20. Januar d. J. die Reiſe nach 
Valparaiſo fortzuſetzen. — S. M. Panzer⸗Corvette „Hanſa“, 8 Geſchütze, 
Commandant Corv.⸗Capt. Heusner, und S. M. Glattdecks⸗Corvette „Nymphe“, 
9 Geſchütze, Commandant Corv.⸗Capt. Sattig, ſind am 14. Januar d. J. 
in La Guayra eingetroffen. g 

Dortmund, 19. Febr. [Verhaftung Tölkes.] Der ſocial⸗ 
demokratiſche Agitator und frühere Redacteur der ſocialdemokratiſchen 
„Weſtf. Freien Preſſe“, Herr C. W. Toölke, iſt laut der „Rh.⸗ und 
Derſelbe wurde bekanntlich im ver⸗ 
gangenen Jahre, als er noch verantwortlicher Redacteur des oben- 
genannten Blattes war, zu einer Gefängnißftrafe von 6 Monaten 
verurtheilt, weil er die Rathskammer des Kreiſes Iſerlohn durch Auf⸗ 
nahme des bekannten Knochenartikels (ein Arzt ſollte Hühnerknochen 
für Menſchenknochen angeſehen haben) beleidigt hatte. Das Urtheil 
iſt rechtskräftig geworden, nachdem es alle drei Inſtanzen durchlaufen. 
Ferner iſt Tölke noch zu 9 Monaten Gefängniß verurtheilt worden 
wegen Beleidigung der Reichstagsabgeordneten. 

München, 19. Febr. [Zur Innungsfrage.] Das Staats⸗ 
miniſterium hat folgende Entſchließung erlaſſen: 

„Unter den Maßnahmen, mittelſt deren die Reform der gewerblichen 
Verhältniſſe in Deutſchland bewirkt werden ſoll, wird von vielen Seiten 
und mit ſteigendem Nachdruck die Wiederbelebung der Innungen genannt. 
Seitens des k. Staatsminiſteriums des Innern, welches dieſen Reform⸗Be⸗ 
ſtrebungen ſtets die ungetheilteſte Aufmerkſamkeit zuwendet, iſt die erwähnte 
Strömung in der öffentlichen Meinung nicht nur nicht unbeachtet geblieben, ſon⸗ 
dern auch mit Befriedigung begrüßt worden, weil fie bekundet, daß die 
Hoffnung auf Erhaltung des Standes der ſelbſtſtändigen Handwerker noch 
in weiteren Kreiſen beſteht, als von Manchen zugegeben werden will. Jene 
Forderung wird aber in verſchiedenem Sinne verſtanden. In der Preſſe, 
in Verſammlungen, in Petitionen an die geſetzgebenden Körperſchaften des 
Reiches hat die Anſicht Ausdruck gefunden, daß zunächſt eine Reform der 
Geſetzgebung erfolgen und den Innungen eine einflußreichere Stellung ge⸗ 
ſichert werden 1 95 Eine andere Anſchauung dagegen geht dahin, daß 
Innungen auch auf Grund der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen eine 
egensreiche Wirkſamkeit entfalten können, und dieſe letztere Meinung hat 
ich in jüngſter Zeit in Norddeutſchland zu einer lebhaften, auf Bildung 
neuer Innungen gerichteten Bewegung entwickelt. Als Muſter für die Ent: 
werfung der Neue diente dabei in vielen Fällen das unter Mit⸗ 
wirkung des Magiſtrats zu Osnabrück zu Stande gekommene Statut einer 
dortigen Innung. Auch das Staatsminiſterium des Innern hat ſich zur 

eit noch nicht überzeugen können, daß die Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 

rdnung über die Innungen eine Aenderung bedürfen; es erachtet viel 
mehr für wünſchenswerth, daß die Wiederbelebung der Innungen zunächſt 
auf dem Boden des geltenden Rechts in größerem Umfang als dies bisher 
geſchehen, verſucht werde. Angeſichts der geſetzlichen Beſtimmungen kann 
weder behauptet werden, daß die Bildung von Innungen durch das Geſetz 
erſchwert ſei, noch daß eine auf Grund des beſtehenden Rechts gebildete 
Innung den Zwecken einer ſolchen nicht zu genügen vermöge. Hauptzwe 
der Innung iſt, dem ſelbſtſtändigen Gewerbetreihenden in ſittlicher und 
ſocialer wie in materieller Beziehung eine Stütze zu ſein. Die Innung kann 
außerdem die Mittel bieten, um durch gemeinſame Veranſtaltungen den 
Geſchäftsbetrieb ibrer Mitglieder zu unterſtützen, dieſelben mit den Fort⸗ 
ſchritten der Technik bekannt und ihnen letztere nutzbar zu machen. End⸗ 
lich iſt es Aufgabe der Innung, durch Herſtellung eines e 
Kaſſenweſens für die erforderliche Unterſtützung ihrer Genoſſen in Unglücks⸗, 
rankheits⸗ und Todesfällen zu ſorgen. Nicht minder wichtig ſind die Auf⸗ 
gaben, die ſich den Innungen bezüglich der Regelung des Lehrlingsweſens 
und der Pflege des Verhältniſſes zwiſchen Gehilfen und Meiſtern eröffnen. 
Die in dem Reichsgeſetze vom 17. Juli 1878, die Abänderung der Gewerbe⸗ 
Odnung betreffend, gegebenen Beſtimmungen ſcheinen wohl geeignet, die er⸗ 
ſehnte Zucht unter den Lehrlingen wiederberzuſtellen, wenn anders der 
Handwerkerſtand ſeine Aufgabe verſteht und erfüllt. Andere Beſtimmungen 
der Gewerbe⸗Ordnung, welche den Innungen Gelegenheit zur Entfaltung 
einer nützlichen Thätigkeit in Beziehung auf das Verhaltnis zwiſchen Ge⸗ 
hilfen und Meiſtern eröffnen, find endlich enthalten in den Anordnungen 
bezüglich der Arbeitsbücher, bezüglich der Beſchäftigung contractbrüchiger 
Arbeiter und hinſichtlich der Errichtung gewerblicher Schiedsgerichte. Trotz 
der unverkennbaren Vortheile, welche hiernach die Organiſation als Innung 
den Gewerbetreibenden bietet, iſt auch in Baiern von den hierfür gegebenen 
geſetzlichen Beſtimmungen wenig Gebrauch gemacht worden. Wenn indeß, 
wie erwartet wird, die Handels⸗ und Gewerbekammern und die Bezirks⸗ 
gremien ſich dieſer Aufgabe unterziehen, ſo wird das Staatsminiſterium 
des Innern nicht verfehlen, denſelden die etwa nöthige Unterſtützung zuzu⸗ 


Provinzial-Zeitung. 


H. Breslau, 16. Febr. [Breslauer Gewerbe⸗Verein.] Die Ber: 
Fedde vom 18. d. Mts. eröffnete der Vorſitzende, Herr Director Dr. 


iedler, mit der Mittheilung, daß der Ausſchuß des Schleſiſchen Central⸗ 

ewerbevereins den Bericht über den XV. Schleſiſchen Gewerbetag einge: 
ſandt habe. — Gelegentlich der dein delant des Berichts konnte Herr 
Director Dr. Fiedler die erfreuliche Mittheilung machen, daß der däniſche 
Rittmeiſter a. D. Clauſſon⸗Caaß, der Begründer der Arbeitsſchule, 
künftigen Sommer auf einer Reiſe auch nach Schleſien und Breslau kommen 
werde, um bier zwei Vorträge über die Arbeitsſchule zu halten. — Das 
prachtvolle Werk „Das grüne Gewölbe zu Dresden“ mit ſeinen 100 Tafeln 
in Lichtdruck, enthaltend 300 Gegenſtände aus den verſchiedenſten Zweigen 
der Kunſtinduſtrie, war ausgelegt und wurde von dem äußerſt zahlreichen 
Publikum mit allem Fleiß beſichtigt. Bei Beſtellung von mindeſtens 25 
Blättern ſtellt ſich der Preis eines Blattes auf 1 M. 60 Pf. — Aus der 
rühmlichſt bekannten Möbelfabrik des Herrn R. Ruſcheweyh zu Langenöls 
(Station der Schleſiſchen Gebirgsbahn) lag die Photographie nebſt Beſchrei⸗ 
bung eines finnig conſtruirten und, neu erfundenen Patent⸗Ausziehtiſches 
vor. Dieſe Erfindung iſt von Deutſchland, Oeſterreich⸗Ungarn, Frankreich 
und England durch Patente bis zum Jahre 1893 geſchützt. — Abbildungen 
von transportablen Etagenöfen (Shamotte:Radyelöten in Eiſenconſtruction) 
vom Ofenbaumeiſter Galetſ gi (Breslau, Kirchſtraße 27) waren zur Ans 
ſicht ausgelegt. — Hierauf hielt Herr Dr. Exas einen eingehenden Vortrag 
über die W Hilfskaſſen. — Den nächſten Vortrag wird Herr 
Prof. Dr. Emil Meyer im phyſikaliſchen Cabinet hieſiger Univerſität halten. 
— Zum Schluß erläuterte Herr Fuhrmann den Phonögraphen und ſtellte 
mit demſelben die verſchiedenſten Experimente an, welche das größte Intereſſe 
der Anweſenden erregten. f 


—4. Breslau, 18. Febr. [Bezirksverein für den öſtlichen Theil 
der inneren Stadt.] Der ak ra Herr Director Klinkert, eröff⸗ 
nete die am Dinstag Abend ſtattgehabte Verſammlung und ließ nach Be⸗ 
grüßung der Anweſenden das Protokoll der letzten Sitzung verleſen. Nach 
einigen geſchäftlichen Mittheilungen hielt Herr Director Klinkert einen 
Vortrag über Genoſſenſchaftsweſen, in welchem er zunächſt einen hiſtoriſchen 
Abriß der allmäligen Entwickelung gab, dann zu dem Geſetz vom 4. Juli 
1868, der Grundlage der heutigen Genoſſenſchaften überging und hierbei die 
Hauptmomente des Genoſſenſchaftsweſens, die Selbſthilfe, die Selbſtverwal⸗ 
tung und die Solidarhaft, einer näheren Beleuchtung unterzog. Die Ver⸗ 
ſammlung dankte dem Redner durch Erheben von den Plätzen. Im Frage⸗ 
kaſten wurde u. A. eine Vorſtellung an den „neugewählten Oberbürger⸗ 
meiſter“ gemünfät, dahin gehend, daß den bei der ſtädtiſchen Feuerwehr an: 
geſtellten Beamten keinerlei Nebengewerbebetrieb geſtattet werde, indem durch 
dieſen den RER Kleinmeiſtern und ſonſtigen Gewerbetreibenden eine 
erhebliche Concurrenz gemacht würde. Ebenſo ſolle bei den Eiſenbahn⸗ 
Directionen und beim kgl. Stadtgericht dahin gewirkt werden, daß auch dort 
die gleichen Uebelſtände beſeitigt werden. Auf Beſchluß der Verſammlung 
wird der Vorſtand zuſtändigen Orts die geeignet erſcheinenden Schritte thun. 


A. F. Breslau, 12. Februar. [Handwerker⸗Verein.] Für den 
jüngften Vereinsabend war behufs Aenderung des § 3 der Vereinsſtatuten, 
betreffend die Beitragspflicht, und wegen Discuſſion der Frage über die 


J Innungen der Neuzeit eine Generalverſammlung der Mitglieder einberufen 


worden. Nachdem dieſelbe vom Vorſitzenden, Herrn Ingenieur Nippert, 


E m ᷑ PP.. ̃ꝗ . ]² ne 


cations⸗Geſellſchaft“ herausgegebenen periodiſchen Druckſchrift: „Philadelphia⸗ 


ck Zichy, und dem türkiſchen Miniſter des Auswärtigen, Karatheodory 


“ 


mit einigen Mittheilungen eröffnet worden war, aus denen wir hervorheben 
daß die Vereins bibliotbek durch den laut Vorſtandsbeſchluß nunmehr er⸗ 
folgten Ankauf einer erheblichen Anzahl belletriſtiſcher Werke, ſowie durch 
gütige Ueberweiſung von Doubletten ꝛc. aus der Bibliothek des Frauen⸗ 
bildungsvereins eine weſentliche Bereicherung erfahren, beſchloß die Ver⸗ 
ſammlung, die früher giltigen Beſtimmungen des Mitgliedsbeitrages dahin 
abzuändern, daß die Mitgliedſchaft durch einen pränumerando zu zahlenden 
Quartalsbeitrag von 1 M. oder einem Monatsbeitrag von 40 Pf. neb 
50 Pf. Eintrittsgeld erworben wird. Bei baldiger Entnahme einer Jahres⸗ 
karte à 4 M. fällt jedoch das Eintrittsgeld weg. — Zur Discuſſion über die 
Innungsfrage übergehend, gab der Vorſitzende zunächſt ein orienkirendes 
Referat, das er mit der Vorleſung der Miniſterialperfügung an die Re⸗ 
gierungen, betreffend die Hebung der Innungen ſchloß. Da ſich eine, aus 
15 Vereinsmitgliedern, Vertretern der verſchiedenſten Gewerbe, beſtehende 
Commiſſion, mit der Begutachtung der vom Centralgewerbeverein aufge⸗ 
ſtellten Fragen bereits vorbeſchäftigt hatte, ſo blieb der Verſammlung nur 
die Aufgabe, ihre Meinungen für oder wider das Gutachten der Commiſſion 
abzugeben. Dementſprechend erklärte ſich die Verſammlung nach längerer, 
ziemlich lebhafter Debatte, an welcher außer dem Vorſitzenden die Mitglieder, 
Herren Landau, Fritſch, Schmidt, Wilborn und Stritzke, und Herr 
Schilling, als Gaſt, theilnahmen, mit dem Gutachten der Commiſſion in 
Bezug auf die meiſten Fragen einverſtanden. — Eine nähere Mittheilung 
die Beſchlüſſe würde bei dem Umfang des Materials den uns zu Gebote 
ſtehenden Raum überſchreiten. — Die Debatte über die noch zu erledigenden 
Fragen wurde bis zur nächſten Verſammlung vertagt. j 
bl. [Prüfungstermin.] Die Prüfung für Lehrer an Mittelſchulen in den 
Provinz Schleſien findet zu Breslau am 12. bis 15. Mai und am 20. bis 
23. October, für Rectoren am 16. und 17. Mai und am 24. und 25 ſten 
October ſtatt. 7 
+ [Ein feuerrothes Plakat,] enthaltend eine Geſchäftsofferte, wird fo 
eben an ſämmtliche Straßen⸗Ecken angeſchlagen. Daſſelbe lautet: s 
„Eine bochfeine Cigarre zum Preiſe von 5 Pf. deutſcher Relens- 
Währung verkaufe heute und die folgenden Tage, jo weit der Vorrath 
reicht. Ich erlaube mir, auf dieſe Sorte ganz beſonders aufmerkſam zu 
machen, und rathe, daß Jedermann dieſe Cigarre wühlt. | 
; Kräcker, Vigarren⸗ und Tabakverkauf, Altbüßerſtr. 35.“ 
Lieſt man die fett gedruckten Worte aus dieſem Plakate heraus, fo lautet } 
der Wortſinn: „zum Reichstage wählt Kräcker“. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

g (Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) A 
Berlin, 21. Februar, früh. Der Schluß des Landtags ift für 

heute 1 Uhr im weißen Saale des königlichen Schloſſes nunmehr 
definitiv feſtgeſetzt. 0 
Wien, 20. Febr. Meldungen der „Polit. Correſp.“ aus Peters⸗ 
* 
| 


burg von heute: Der Kaiſer hat heute die Ratification des ruſſtſch⸗ 
türkiſchen Friedensvertrages vollzogen; man erwartet das Eintreffen 
des vom Sultan ratificirten Vertrages, um alsbald die Ratiſicationen 
auszuwechſeln. — Aus Bukareſt: Die rumäniſche Regierung hat durch 
ihre diplomatiſchen Vertreter die Signatarmächte des Berliner Ver⸗ 
trages davon benachrichtigt, daß ſie, in der Hoffnung auf die event. 
endgiltige Entſcheidung der Mächte zu Gunſten der Einverleibung des 
Forts Arabtabia in das rumäniſche Gebiet, Befehl zur vorläufigen 
Räumung des gedachten Forts gegeben habe. — Aus Konſtantinopel: 
Für die augenblicklich zwiſchen dem öſterreichiſchen Botſchafter, Grafen 


SE 


Paſcha, ſtattfindenden Verhandlungen iſt Munif Effendi zum zweiten 
Bevollmächtigten der Pforte ernannt worden. > 
Wien, 21. Februar. Die „Preſſe“ meldet: Die Nachricht, daß im Bau⸗ 9 
proceß des Barons Klein gegen die Siebenbürger Bahn ein Ausgleich er⸗ 
zielt wurde, wird zuverläßlich beſtätigt. Die Siebenbürger Bahn zahlt 
100,000 Fl. nach der Generalverſammlung in dreimonatlichen prolongir 
baren Accepten und 700,000 Fl. in vier halbjährigen Raten. 5% 
Der Betrag von 100,000 Fl. wird gedeckt durch den Antheil der Bahn 
an der Inveſtitionsanleihe, die 700,000 Fl. werden aufgebracht durch 
Kürzung des Coupons um die Hälfte bis incl. Januar 1881. Die Negiee 
rung beſitzt 20,000 Actien und ſoll ihre Zuſtimmung zur Couponkürzung 5 


officiös zugeſagt haben. 7 
Im Unterhauſe machte der Präſident in 4 


Peſt, 20. Februar. 
warmen Worten Mittheilung von dem heute Vormittag erfolgten Ab⸗ 
leben des Abgeordneten Eduard Zſedenyi; das Haus beſchloß aus 
9055 für den Verſtorbenen die heutige Sitzung alsbald wieder zu 
chließen. ; 2 

Teplitz, 20. Febr. Der Bericht des Bergraths Wolf an die 
geologiſche Reichsanſtalt kommt zu dem Reſultate, daß von einem 
gänzlichen Verſiegen der Heilquellen keine Rede ſei und daß ſchon für 
die nächſte Saiſon kein Verluſt drohe. 

Nom, 20. Febr. Der Papſt empfing anläßlich des Jahrestages 
ſeiner Erwählung die Cardinäle, Prälaten und andere Perſonen und 
nahm die Glückwunſchadreſſe des heiligen Collegiums entgegen. 5 

Paris, 20. Februar. Geſtern Abend fand auf der deutſchen 
Botſchaft großer Empfang ſtatt, welchem der Präſident Grévy mit 
Gemahlin, der Präſident der Deputirtenkammer Gambetta, der 
Präſident des Senates Martel und andere hervorragende Perſoͤnlich? 
keiten beiwohnten. 

Verſailles, 20. Febr. Die Kammer begann die Berathung der 
Amneſtievorlage. Louis Blanc verlangt volle Amneſtie. Der Berichte 
erſtatter Andrieur antwortet. (Weitere Depeſchen fehlen, da die Pariſer 
Leitung geſtört iſt.) £ 

London, 20. Febr. Unterhaus. Northeote antwortet Cartwrigth, 
er habe den Bericht Harriſons betreffs der türkifchen Finanzen noch 
nicht empfangen. Die Regierung habe nicht zugeſagt, daß die Er 
neuerung des Commiſſariats zur Eintreibung und Controle für die 4 
Anleihe etwa verpfändeter türkiſcher Einkünfte ohne vorherige Parla- 
mentsſanction nicht erfolgen ſolle. Tocquevilles Project ſei noch nicht 
erwogen. Die Unruhen in Cairo und der Rücktritt Nubar's werde 
beſtätigt, aber von der Demiſſion Wilſon's iſt nichts bekannt. 15 

Kopenhagen, 20. Febr. Die Dampfſchifffahrt Korſör⸗Kiel iſt 
eingeſtellt. Die Eiſenbahn zwiſchen Friedericia und Vamdrup iſt 
wieder fahrbar. 

Petersburg, 20. Febr. Prinz Arnulf von Baiern iſt geſtern 
von hier nach Baiern zurückgereiſt. En 

Warſchau, 20. Febr. In Folge einer oberhalb Warſchau ein 
getretenen Eisverſtopfung iſt die Weichſel ausgetreten und droht für 
eine Strecke von 10 Werſt die Gefahr, daß der Weichſelfluß ſich ein 
anderes Flußbett wähle. Eine Abtheilung Sappeure iſt heute ab⸗ 
geſchickt worden, um den Eisdamm mittelſt Dynamit zu ſprengen, der 
Zugang zu dem Eisdamm iſt aber durch das Austreten des Fluſſes 


ſehr erſchwert. 8 
Nachrichten aus Mandalay zufolge hat den 


Te 


— 


De 


7 
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Calcutta, 20. Febr. 
Konig von Birma mehrere Prinzen des Königshauſes und deren 
Familienangehörige tödten laſſen und die jüngſt ernannten Miniſter 
wieder durch die früheren erſetzt. 

(Aus Hirſch' telegraphiſchem Bureau.) . 5 

Petersburg, 19. Febr. Der Botſchafter Deutſchlands am Wiener 
Hofe, Prinz Reuß, hat auf vertrauliche Anfragen ſeine Geneigtheit 
ausgeſprochen, event. die Wahl zum Fürſten von Bulgarien anzunehmen 
und da auch die Pforte dieſer Candidatur vor jeder anderen den Vor⸗ 
zug giebt, ſo iſt Fürſt Dondukoff⸗Korſakoff mit den bezüglichen In⸗ 
ſtructionen verſehen worden. 


London, 20. Febr. [Bankausweis.] Totalreſerve 17,008,000 Pfd. St., 
Notenumlauf 29,858,000 Pfd. St., Baarvorrath 31,864,000 Pfd. St. Porter 
ſeuille 23,151,000 Pfd. St., Guthaben der Privaten 28,871,000 Pfd. St. 
guthahen des Staatsſchatzes 7,512,000 Pfd. St., Notenreſerve 15,754,000 

d. St. : 115 Et 


1 


ehr freundliche 


hyſiognomie; bei recht feſter Haltung gewannen die Um⸗ 


nicht vortheilhaft. — Roggen hat man eine Kleinigkeit billiger erlaſſen, es 


eſchäft 
findet, auch zu jedem andern a äft 


ein jeden authentiſchen Charakters und vermeiden wir es daher, auf! defecter weißer — M. ab Bahn bez., per Februar — M. bez., per 
Berliner Börse vom 20. Februar 1879. dieſelben bier näher einzugehen. Auch beute wiederholte es ſich, daß in] April⸗Mai 175—174%4—175 Mark bez., per Mai⸗Juni 178 M. bez., per 
der zweiten Börſenſtunde der Verkehr an Regſamkeit einbüßte und eine] Juni⸗Juli IR Mark bez. per Juli⸗Auguſt — M. bez., per September: 

Fonde- und Geld- Weobsel-Co allgemeine Aoſchwächung eintrat. Auf die Coursbewegung der ruſſiſchen October 185% M. bez. Gekandig — Centner. Kündigungspreis — M. 
n sonsel-Vours®, Valuta wirkte das Gerücht, daß nunmehr die Verhandlungen wegen einer] — Roggen loco 112 bis 128 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
Gonsoliäirte Anleihe 0 4½ 108, 0 b A 100 F.. . 8 f. ea ho neuen ruf. Anleihe zum Abſchluß gekommen feien. Der Geldmarkt bewahrt un⸗ ruſſ. 115—119 M., trockener ruſſiſcher — M. inländiſcher 121—125 M., 

do, 40. 1876 % 90,20 bz London 1 Let. . . 3 M3 "| 20,355 da verändert ſeine bisherige Abundanz Am offenen Marktbedangen feinſte Bankier⸗ feiner inländiſcher — M. ab nn bez., per Februar 121%—121 M. bez., 

N 2 x Paris 100 Free. ...... 5 7.3 | 81,60 ba briefe 2-2% pCt. Fremde Wechſel haben bei geringfügigem Umſatz etwas | per Februar⸗März 1214—121 M. bez., per April:Mai 121—120% Mark 
Pram. Anleihe v. 18888 7½ 160 80 ba 8 — 100 SR. | 3.400 es angezogen. Die internationalen be e e jegten mit höheren] bez., per Mai⸗Juni 121—120½ M. bez., per Juni⸗Juli 123—122% Mark 
Berliner Stadt-Oblig. dh 1975 5 Wien 300 Fl. 8 T. 4½ 173,48 ba eg in 725 zogen Brun au er noch w 5 Ge . er 285 Su uguft u > bern per u Gee 

erliner a 102,00 A a tee 2 M. 4½ 172 40 bz übten Realiſationen einen Druck auf die Notirungen. Oeſterr. Creditactien] bi „bez. ekündigt — Ctr. Kündigungspreis — — Gerſte 

T 9 ae 775 m waren ziemlich lebhaft. Franzoſen und Lombarden verhielten ſich ruhiger. | loco 105—183 M. nach Qualität gefordert. — Mais loco 117—122 M. 
= do, . % 108,1 b over. 20,30 C Oest. Bkn. 173,85 ba Die öſterreichiſchen Nebenbahnen erfreuten ſich auch heute einer feſten Ten⸗ nach Qualität gefordert, ungariſcher — M. ab Bahn bez. — Hafer loco 
30 r 10 wi Napoleon 19,29 bz do. Subergd — — denz, wiewohl der Verkehr etwas ſchwächer als in den letzten Tagen blieb, | 96—138 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gef., oſt⸗ und weſtpreußiſcher 100 

e ltalr22 26 mperials 16,67. C Russ. Hu. 146,70 ba nur Kaſchau⸗Oderberger waren matt, alle anderen hierher gehörigen De: bis 110 M. bez., ruſſiſcher 98—108 M. bez., pommerſcher 105—113 M. bez., 
* le . 4 0 1 : 

(Ladschaftl. Centraiſ! | 95,20 ba E1Senbanu.Stanım-Autlen. viſen konnten die Courſe etwas erhöhen, ſelbſt Auffig-Teplig und Dur-Bodenz | jchlefiiher 108—118 M. bez., böhmiſcher 108—118 Mark, feiner weißer 
Kur- u. Noumärk. ! | 96,86 ba Divid. prof 1877) 1878 bach waren nicht ausgeſchloſſen, beſonders bevorzugt zeigten ſich Elbethal⸗(pommerſcher und mecklenburgiſcher 115—119 M. ab Bahn bez., per Februar 
Pommersche 4 906,9 br «PP Al . f : 7 fi 
5 Posensch®. 1. 4 | 9620 bz Aachen-Mastricht.| ½ — ( | 1575 bz bahn und Turnau⸗Prag. Die localen Speculationseffecten verhielten fih | — M. bez., per April⸗Mai 114% M. Br., per Mai⸗Juni 116% M. bez., 
5 Preussische . % | 934 bz e ) Ei] le 2850 b [rubiger. Es notirten Disconto: Comm. ult. 129% —30%—29%—29% ,|per Juni⸗Juli 118/½ M. bez. Gel. — Gentner. Kündigungspreis — M. 
5 [Sächsische a FO Berlin Brerden . 6% — 823 58 Laurahütte ult. 66%—66. In ausländiſchen Staatsanleihen fand ein — Erbſen: Kochwaare 132 bis 190 M., Futterwaare 115 bis 131 M. — 
(Schlesische 08/00 ben ABerlin-Görlits...|0 o 14 1004 b ziemlich reger Verkehr ſtatt und konnten auch die Notirungen etwas an⸗ Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. O0: 24,00 bis 
Badische Präm.-Anl. 4 123,20 B Berlin.-Hamburg. la — ( 8080 58 ziehen. Ruſſiſche Werthe feit und ſteigend. 5% ruſſiſche Anleihe 85 — [23,0 M., Nr. O und 1: 23,00—22,00 M. bez. — Roggenmehl pro 100 

f & Berl.-Potsd-Magdb 31 4 80,54 b % 

1 legen me een 71% — 4 | 98110 be bis 85—85%. Ruſſiſche Noten lebhaft und höher, pr. ult. 196% —% —197 | Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 19,00—17,50 M e Nr. 0 und 
Sechs. Rente von 197613 "| 7340 6 Böhm, Westbahn 5 D s | 72,10 b I(Vorprämie 197%/1), pr. März 197—7% (Vorprämie 1994%/2). reuß.| 1: 17,25 bis 16,25 M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1: 
Sächs. | - 5 

— Bresl.-Freib, .... 1 — 14 64% bs und andere deutſche Staatspapiere ruhig. Kurheſſiſche Looſe begehrt. |incl. Sack ver Februar 17,10 M. bez., per Februar⸗März 17,00 M. bez., 
585 Cöln. Minde 5% — 4 10527 be 2 en » i j Ü geb : l ; 3 

F Dun Bodenbach. h. 0 | 0 14 | 1725 b Eiſenbahnprioritäten im Allgemeinen ſchwächer. Görlitzer B und CO beliebt. per Marz⸗April — M. bez., per April⸗Mai 17,10 M. bez., per Mai⸗Juni 
Rraunschw. Prüm Anleihe 4.60 bs Gal. Carl. Ludw. B. 997 — |4 | 380 b Auf dem Eiſenbahnactienmarkte herrſchte eine ſehr feſte Tendenz, nur die 17,25 Mark bez., per Juni⸗Juli 17,35 M. bez. Gekündigt — Centner. 
Oldenburger Looso 14225 bz Halle-Sorau-Gub. | 0 | = 4 like ba“ f rheiniſch⸗weſtfaliſchen Speculationsdeviſen zeigten ſich eher ſchwach. Per] Kündigungspreis — Mark. — Nüböl pro 100 Kilo loco mit Jaß — M., 

Er ee Lache be e | 4486 ha ultimo notiren: Bergiſche 78,25—78—78,10, Köln. 105,50 —105— 105,25, ohne Faß 57 M. bez., per Februar 57,7 M. bez., per Februar⸗März 57,5 
ere 1 mot 4 Faak eb 8 3 8 18275 52 e W elde 8 Anhalter, „ sn und Halber- 8. 9 per ei A 82 per N Poste M. 

Krupp'sche Partial-O. 6 188 udwigsh.-Bexb, . 92,09 ba ſtädter höher. eichte ahnen recht beliebt. umänen wach.] bez., per September⸗October 59, ez. ekündigt — Ctr. ndigungs⸗ 
. e 30 1020 60 Kagdeb. albert? — |4 12870 Bar Bankactien feſt, aber ruhig. Veuſſche Bank beliebt und legend Bo preis — M. — Leinöl loco 58 M. — Petroleum loco per 100 Kilo incl. 
Deutsche Hyp-B.- Pb. 4½ 9,10 G Mainz-Ludwigsh. \5 — 16278 b. fäliſche Bank höher, Darmſtädter Bank, Meininger Bank, Leipziger Credit: | Faß 21 M. bez., per Februar 20,9 M. bez., per Februar⸗März 20,9 M. 

so. do. 40. 5 10% ba FNiedertehl-Marx. ] 4 4 44 70% B bank, Brüſſeler Bank, Spielhagen, Hübner und Preußiſche Bodencreditbank] bez., per März⸗April 20,9 M. bez., per April⸗Mai — M. bez., per Sep: 

Künd br. Cent.-Bod.-Or. 4½ 108,50 bd Oberschl. A. C. D. 91 31½ 122,70 br 7 A 7 . 
Gukünd. do. (1872 10280 bre 9 E. 8101 — 6921175 70 sogen Re — — * — len om 5 . dagegen . 24,2 Mark bez. Gekündigt 1200 Ctr. Kündigungspreis 21 

do rückab. & 110 (10% b I oosterr. Fr. StB] 6 — 4 142950.4,50 Hamburger Commerzbank, Hannoverſche Bank, Lübecker Commerzbank, Pom⸗ Mark. 

Sn d rr. Bd- Cd. 5.5 ebe et guad. TLornb f 98 — 15 [18869 f merſche Hypotheken und Poſener Propinzialbank. Induſtriepapiere bethei] Spiritus loco ohne Faß 51,5 M. bez., per Februar 51,2 Mark nom., 
I. Em. do, 5 [196.25 be 8 sterenas. Gd. 8 4 45 80 de ligten fi wenig am Verkehr. Sachſiſche Webſtuhl fteigend, Deſſauer Gas: per Februar⸗März 51,2 M. nom., per April⸗Mai 52,3—52, Mark bez., per 

>Bün dr.Hyp.Schuld. 40% 10900 Rechte-O.-U.-B, . | 61, — |4 10380 br actien zogen etwas an, Mittelwohnungen höher, Egells Majhinenfabrit| Mai⸗Juni 52,4 M. bez., per Juni⸗Juli 53,3 M. bez., per Juli-Auguft 54,2 
Hp. Fa 0 —— Ei Reichenberg-Pard,| 4 | 4 4½ 26,19 bs ging zu beſſerem Courſe um, Leopoldshall beliebt. Montanwerthe durchweg] Mark bez., per Auguſt⸗September 54,7 Mark bez. Gekündigt 20,000 Liter. 
Form. Hyp-Briefe :? 0 @ ge. 1e B. (ger! T 1 45 ba 8 Ade sur er 5 t Vergiſch⸗ Kundigungspreis 51,2 Mark. 

do, do. II. Em. 89 56 6 Rhein-Nahe-Bahn 0 % |4 | 925 b rk. Bergw., Köln⸗Müſen, Gelſenkirchen, Hibernia, Victoriahütte, Menden: 2 1 ; ; 
Goth. en E (0436 85 Rumän.Eisenbahn| 2 | — f 2820-2800 ba Schwerte, König Wilhelm und Harkort. Dagegen Phönix A niedriger. Stier n ek a ae e ne 

46. ber frtelbr. . 10% | 9906 bg Stargard. Posener 40 40 1 101 30 580 ‚Um 24 Uhr: Zeit, Credu 406, —, Lombarden 115,50, Srangofen 430, —, baltend. : ' 

40. 4½ do. do. m. 10,4 ½ 92,50 bzG Thüringer Lit. A. 714 | — 4 115,0 bz Reichsbank 153,—, Disc.⸗Commandit 131,25, Laurahütte 66,—, Türken Weizen in ſehr feſter Stimmung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 
r 1 Sr Warschau-Wien, „| 5 — 4 1168.40 bz 12,80, Italiener 75,5, Oeſterr. Goldrente 65,40, Ungariſche Goldrente 13,20 bis 15,60—16,80 Mark gelber 13,00 15,30 bis 16,20 Mark feinſte 
ä | — — Eisenbahn-Stamm-Prioritats-Aotien. | 290, Deiterr. Silberrente 55,—, do. Papierrente 54,40, 5% Ruſſen 85,20, | Sorte über Notiz bezahlt. . 5 5 ‘ 

— do el g nere. Dresden . % . [8 2860 bus Köln- Mindener 105,10, beiniibe 107,60, Bergische 78,10, Rumänen]? Roggen, feine Dualitäten preishaltend, pr. 100 Kilogr. 10,30 bis 11,20 
F , Sorte über Set, beaklı i 
22. . Wel Warschau 00 oupons. (Courſe nur für Bolten.) Oeſterreich. Silberrent.-Ep. 0 ; i . ilogr. is 13,40 

Ausländische Fonds, Hangover Allen? e 15 2950 no bez., do. Ciienb.:Couv. 173,10 bez. do. Papier in Wien zablb. min. a LEN: 1er pr. 100 Kilogr. 11,50 bis 13,40 Mark, 
Ost. ra N 4s| 53,06 bs Äronifurt-Faikenb| 8 os |5 | 180€ aa 50 Pf. k. Wien, Amerikan. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,16 bez., do. Prioritäten fe hne Aenderung, pr. 100 Kilogr. 9,40 — 10,00 — 10,60 bis 
a0, 1 10.) } == bz Märkisch Posener] 4½ | — |5 | 83,80 bc 4,155 bez., do. Papier⸗Dollars 4,155 bez., 6% New-york-City — bez., 12 D Nen ohne . gr. 9, . ’ 

25. Pepierrente. . Mil ears De 013715" 6160570 58 Pius. Gentral:Boven min. — Bf. Paris, do. Napier und ber. min. 75 Bi | Mais gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 9,89—10,50—10,80 Mark 
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t 24%.  Lombaren-) b. Gosen 0 Lein uchen ohnz Menberung we, 50 Riloge, lc 880 Mal. 
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Gegterr.-Französische. 3 6 Görlitz. Eisenb-B.|4 | — |4 | 6250 B ver März 24 Br., per April 23% Br., per September⸗December 26 Br. — - 100 Stück 3 Mk., beſſere 1 bis 
do, do. II. , |316,50 G HoßmsWag.Fabr.| 0 | — [4 | 18,10 6 Weichend. Als geübte Putzmacherin Mk. das Dip. 
de. südl. Staatsbahn H pen des Kent. 1 Eisenb.-B. 7 = 1 1 bee Bremen, 20. Febr., Nachmittags. Petroleum ruhig. (Schlusbericht.“ empfiehlt ſich in und außer dem Hauſe Cotillonbouquets und Knall⸗ 
do. Obligationen 86 00 va 1% . Ja 2700 12a Standard white loco 9, 20, ber März 9, 20, per April 9, 30, per Mai 9, 30, Ida Drücke, Stockgaſſe 28, 2. Et. bonbons mit Kopfbedeckungen 
Marsch at. Wien 1. 8800 c f Wühenaek. 1. 10 — 14 117806 f per Auguſt⸗December 10, 15. = = von 75 Pf. das Dyd. an. 

. —.— 76 este 20. Sehruar. n enen ger. Bei simtih denen Ein Grundſtück Bockmützen 

TT! f/J/JJ//%/%/%/ ͤ / cn EOREeS gem N #" Prien, ns Sin 

0 ‚  [entwidelt wenig Feſtigkeit zur Beſſerung, rotz nterlichen Wit⸗ niſonſtadt, in welchem ſich ſeit Jahren fr 150. 

Berlin, 20. Febr. [Börſe.] Der geſchäftliche Verkehr trug heute eine] terung und trotz feſter auswärtiger Berichte verlief die heutige Börſe gar Bi gangbares Spree 0 J be. ſortirt Mk. 1, 


Bocklieder, 
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atze größere Dimenſionen und das Coursniveau erfuhr fait durchweg eine aare it preis⸗ geeignet, iſt Familienverhältniſſe halber 


1 g \ | 100 Mk. 2,50, 1000 ME. 20,00. 
Erhöhung. Die von den auswärtigen Börſen einlangenden Coursmeldun⸗ haltend. — Roggenmehl matter. Für Weizen hat man im Beginn der unter ſehr günſtigen Bedingungen zu 

— aten ünftig und da anderweitige Nachrichten, die eine Verftim: | Börſe vereinzelt eine Kleinigkeit mehr als geſtern bewilligt, bei ſehr afin vertan 25 Aua l. 18009000 Thlr Lask & Mehrländer, 
mung hätten bewirken können, nicht vorlagen, fo fand ſich die Contremine | Handel ging die geringe Beſſerung ſpäter wieder verloren. — Hafer loco] Näheres unter A. B. 25 poſtlag. Nicolaiſtr. 76, Ecke Herrenſtr. 


ſcheint ziemlich viel auf Frühjahr realiſirt er zu fein. 


unverändert. Termine leblos und matt. — Rüböl wurde jo wenig beachtet, 
daß ſich die Preiſe kaum zu behaupten vermochten. — Petroleum feſter. — 
Spiritus iſt vernachläſſigt, Preiſe zu Gunſten der Käufer. 

Weizen loco 150— 188 Mart pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
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Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Grab, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


veranlaßt, mit den geſtern — Deckungskäufen fortzufahren. Nicht 

anz ohne Einfluß mögen auch die immer in neuer Auflage circulirenden 
Gerüchte über die Dividende der Creditanſtalt geblieben ſein. Bis jetzt 
ſind ſolche Schätzungen und Berechnungen jedoch ganz unzuverläſſig und 


